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1 Projektrahmen 

Zwischen Mai 2021 und Februar 2022 wurde das Projekt »Gemeinschaftliches Wohnen 
als kommunales städtebauliches Instrument. Monitoring, Vernetzung und Auswertung 
gemeinschaftlichen Wohnens in Frankfurt am Main (GeWokosl)« als Kooperation zwi-
schen der Stabsstelle Wohnungsmarkt, Mietrecht und innovative Wohnprojekte des 
Amtes für Wohnungswesen Frankfurt am Main und dem Institut für Humangeographie 
der Goethe-Universität unter der Leitung von Prof. Dr. Bernd Belina durchgeführt. Das 
Ziel des Projekts war es, einen Monitoring-Ansatz vorzubereiten, mit dessen Hilfe er-
fasst werden kann, wie und in welcher Form von städtisch geförderten gemeinschaftli-
chen Wohnprojekten Quartiersangebote umgesetzt werden. Unter dem Begriff Monito-
ring wird im Folgenden ein im Detail noch nicht festgelegtes Verfahren verstanden, das 
Informationen über die an die Nachbarschaft gerichteten Aktivitäten eines Wohnpro-
jekts sammelt, um auf dieser Grundlage förderliche und hinderliche Rahmenbedingun-
gen sowie mögliche Unterstützungsbedarfe zu identifizieren. 

Das Monitoring soll eine Kommunikation zwischen der Stadt Frankfurt und den Wohn-
projekten unterstützen, einen Austausch unter Frankfurter Wohnprojekten anregen so-
wie für Wohnprojekte bei der Planung und Umsetzung von quartiersbezogenen Ange-
boten nützlich sein. Die empirische, auf Interviews basierende Phase des Kooperations-
projekts wurde in zwei Teilprojekte untergliedert: Das erste Teilprojekt beschäftigte sich 
mit der Perspektive der zuständigen Verwaltung in Städten, die ihrerseits gemeinschaft-
liches Wohnen fördern; das zweite sammelte Erfahrungen Frankfurter Wohnprojekte 
mit dem Thema nachbarschaftliche Angebote und Ideen zu einem möglichen Monito-
ring. Der vorliegende Bericht dient der Darstellung dieser Teilprojekte, inklusive der 
Schlussfolgerungen des Forschungsteams und der im Anhang I und II hinzugefügten 
tabellarischen Ergebnisübersicht. 

1.1 Qualitätssicherung 
Vorab werden die Qualitätssicherungsmethoden dargestellt, die bei der Bearbeitung des 
Projekts in beiden Teilprojekten berücksichtigt wurden. Die Forscherinnen begleiteten 
sich gegenseitig, um den nachhaltigen Austausch zu fördern und um eine Wissens-
grundlage zu schaffen, anhand derer das erhobene Material diskutiert und analysiert 
werden konnte. Zudem wurde seit Beginn des Kooperationsprojekts in wöchentlichen 
Intervallen der Stand der Forschung und das weitere Vorgehen im Projektteam bespro-
chen. Daran nahmen die Projektleitung sowie die Forscherinnen teil. Darüber hinaus 
wurden die Zwischenergebnisse in unregelmäßigen Abständen von ungefähr vier bis 
acht Wochen mit den Kooperationspartner*innen von der Stabsstelle Wohnungsmarkt, 
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Mietrecht, innovative Wohnprojekte vom Amt für Wohnungswesen diskutiert und re-
flektiert.  

Eine weitere angewandte Methode der Qualitätssicherung bestand in der Überprüfung 
und Diskussion der Daten sowie ihrer Interpretationen durch weitere mit dem Thema 
vertraute Forschende (Peer Review; Morse 2015). So wurden die vorläufigen Zwischen-
ergebnisse im Forschungskolloquium der Arbeitsgruppe von Professor Bernd Belina 
präsentiert und zur Diskussion gestellt, was für eine vielseitige Betrachtung sorgte.  

Die erhobenen Daten wurden in Form von vergleichenden Ergebnistabellen (siehe An-
hang I & II) aufbereitet und anschließend in einem Zwischenbericht ausformuliert. Die 
interviewten Wohnprojekte und Stadtverwaltungen kommentierten die Teile der Tabel-
len und des Zwischenberichtes, in denen ihre Aussagen dargestellt wurden (Member 
Check; Tracy 2010: 844). So konnten die Interpretationen der erhobenen Daten von den 
Interviewteilnehmenden überprüft und gegebenenfalls berichtigt werden.  

Anschließend wurden die Ergebnisse in einem Workshop diskutiert und ausgewertet. 
Teilgenommen haben die Kooperationspartner*innen der Stabsstelle Wohnungsmarkt, 
Mietrecht, innovative Wohnprojekte des Amtes für Wohnungswesen Frankfurt am 
Main, das Forschungsteam sowie eine vom Projekt unabhängige Fachperson der Stabs-
stelle. Diese Fachperson brachte einen kritischen Außenblick auf das Material ein. Kritik 
und Anregungen der Kooperationspartner*innen sowie vom Projektleiter wurden auf-
genommen und in diese Forschungsarbeit eingearbeitet. 
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2 Teilprojekt 1: Perspektiven auf ein Monitoring der 
Quartiersangebote gemeinschaftlicher 
Wohnprojekte in vier Städten  

In diesem Kapitel wird auf das erste Teilprojekt eingegangen, welches sich mit vier ver-
schiedenen kommunalen Verwaltungen, die zu gemeinschaftlichen Wohnprojekten ar-
beiten, auseinandersetzt. Zunächst folgt eine Zusammenfassung (2.1), welche die wich-
tigsten Inhalte des Kapitels kurz hervorhebt. Daran anschließend wird auf die Erhe-
bungsmethode (2.2) eingegangen, wodurch eine Transparenz bezüglich des Vorgangs 
der Forschung ermöglicht wird. Daran anschließend werden die vier geführten Inter-
views erläutert (2.4), um einen inhaltlichen Überblick zu verschaffen. Folgend werden 
die Kernaussagen der Interviews verglichen (2.5) und daraus Schlussfolgerungen (2.6) 
gezogen. 

In diesem Kapitel wird auf das erste Teilprojekt eingegangen, welches sich mit vier ver-
schiedenen kommunalen Verwaltungen, die zu gemeinschaftlichen Wohnprojekten ar-
beiten, auseinandersetzt. Zunächst folgt eine Zusammenfassung (2.1), welche die wich-
tigsten Inhalte des Kapitels kurz hervorhebt. Daran anschließend wird auf die Erhe-
bungsmethode (2.2) eingegangen, wodurch eine Transparenz bezüglich des Vorgangs 
der Forschung ermöglicht wird. Daran anschließend werden die vier geführten Inter-
views erläutert (2.4), um einen inhaltlichen Überblick zu verschaffen. Folgend werden 
die Kernaussagen der Interviews verglichen (2.5) und daraus Schlussfolgerungen (2.6) 
gezogen. 

2.1 Zusammenfassung 
• Zwischen Mai und Dezember 2021 wurden vier Interviews mit Fachkundigen aus den 

städtischen Verwaltungen der Best-Practice-Städte Hamburg, Stuttgart, Leipzig und 
Tübingen geführt, welche sich mit gemeinschaftlichen Wohnformen auseinanderset-
zen. 

• Die Erfahrungen von den Befragten, die gemeinschaftliche Wohnprojekte im Rah-
men von Konzeptverfahren fördern und dabei Quartiersangebote der Projekte zur 
Auflage machen, wurden erfasst und im Hinblick auf ein Monitoring durch das Amt 
für Wohnungswesen Frankfurt am Main aufbereitet. 

• Die Förderung gemeinschaftlicher Wohnformen zielt in allen Städten darauf ab, die 
Vielfalt in Nachbarschaften zu stärken und langfristig stabile Mieten sicherzustellen. 

• Steigende Bodenpreise sowie eine Überlastung der städtischen Verwaltungen schrän-
ken die Unterstützungsmöglichkeiten für gemeinschaftliche Wohnprojekte ein. 
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• Bislang besteht noch in keiner der Städte ein Monitoring-System. Nur in Hamburg 
ist eine Evaluierung geplant. 

• Genossenschaften, das Mietshäusersyndikat sowie der geförderte Wohnungsbau 
werden als Chance gesehen, stabile Mieten und eine lebendige Nachbarschaft zu för-
dern. 

• Die Etablierung von dauerhaften Kommunikationsstrukturen zwischen Wohnprojek-
ten und städtischen Verwaltungen wird befürwortet.  

• Langfristige Fördermittel für quartiersbezogene Angebote der gemeinschaftlichen 
Wohnprojekte werden als Voraussetzung benannt, um ein Monitoring zu etablieren. 

• Quartiersangebote und deren Wirkung in die Nachbarschaft zu überprüfen wird als 
herausfordernde Aufgabe betrachtet, da neben Zahlen und Fakten »weiche Fakto-
ren«1 zu berücksichtigen sind. 

• Ein Monitoring sollte den Projekten gegenüber wohlwollend gestaltet sein, unterstüt-
zend wirken und Änderungsmöglichkeiten miteinbeziehen. 

• Gegebenenfalls notwendige Sanktionierungen der Projekte sollten je nach Gewich-
tung des Vergehens kooperativ ausgehandelt werden. 

• Zudem wird eine ressourcenorientierte Planung empfohlen, da städtische Verwaltun-
gen mit ihren derzeitigen Tätigkeiten bereits ausgelastet sind. 

• Ein Monitoring könnte in Kooperation mit sozialen Institutionen im Quartier erfol-
gen, die diese Aufgabe übernehmen und sich im steten Austausch mit den Projekten 
befinden. 

2.2 Erhebungsmethode 
In diesem Kapitel werden die Erhebungsmethode und der genaue Vorgang der For-
schung offengelegt. Folgend wird auf das Ziel des Teilprojekts (2.2.1), die geführten In-
terviews (2.2.2), die Forschungsmethode (2.2.3), den erstellten Leitfaden (2.2.4), die 
Datenaufarbeitung (2.2.5), Anonymisierung (2.2.6) sowie auf die Positionierung der 
Forscherinnen (2.2.7) eingegangen. 

2.2.1 Ziel des Teilprojekts 

Das Ziel des Teilprojektes war es, die Erfahrungen städtischer Verwaltungen, die ge-
meinschaftliche Wohnprojekte über Konzeptverfahren mit der Auflage zivilgesellschaft-
licher, nachbarschaftlicher Aktivitäten bereits seit längerem fördern, zu sammeln und 
aufzubereiten. Dies soll eine Grundlage liefern, um einen Monitoring-Ansatz zu entwi-
ckeln. Es sollte herausgefunden werden, wie quartiersbezogene Angebote durch gemein-
schaftliche Wohnprojekte umgesetzt und von Seiten der Verwaltung überprüft werden. 
Inwiefern ein solches Monitoring in städtischen Verwaltungen bereits durchgeführt 

 
1  Unter »weichen Faktoren« fassen wir Sachverhalte die »gar nicht oder nur mit Hilfsindikatoren als 

Kennzahlen darstellbar sind.« (Lies o. J.) 
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oder geplant wird, ist weitgehend unbekannt, weshalb explorative Interviews geführt 
wurden. 

Insbesondere sollte identifiziert werden, welche Monitoring-Ansätze in Bezug auf nach-
barschaftliche Aktivitäten der gemeinschaftlichen Wohnprojekte in den Best-Practice-
Städten vorhanden sind und wie diese funktionieren, beziehungsweise ob eine Einfüh-
rung diskutiert wird. Dabei lag der Fokus zum einen auf der Förderung und Unterstüt-
zung der nachbarschaftlichen Aktivitäten gemeinschaftlicher Wohnprojekte durch die 
jeweilige kommunale Verwaltung (Voraussetzungen, Bedingungen, Förderangebote) 
und zum anderen auf der Durchführung eines möglichen Monitorings (vorhandene 
und/oder mögliche Kommunikationswege mit den Projekten, Dokumentation, Kontrol-
linstrumente, Verarbeitung der Ergebnisse). 

2.2.2 Interviews im Überblick 

Insgesamt wurden vier leitfadengestützte Interviews mit Fachkundigen aus den städti-
schen Verwaltungen Hamburg, Stuttgart, Leipzig und Tübingen durchgeführt. Die In-
terviewleitfäden wurden in Zusammenarbeit mit der Stabsstelle Wohnungsmarkt, Miet-
recht, innovative Wohnprojekte vom Amt für Wohnungswesen Frankfurt am Main an-
gefertigt. Von der Stabsstelle wurden Best-Practice-Städte vorgeschlagen sowie der Kon-
takt zu den jeweiligen Verwaltungen hergestellt. Aus Zeitmangel mussten zwei der aus-
gewählten Städte das Interview absagen. Außerdem gab es zwei Interviews mit jeweils 
zwei Personen aus der Stadtverwaltung. An den beiden anderen Gesprächen nahm je-
weils eine Person teil. Die zeitliche Länge der geführten Interviews variiert von einer 
halben Stunde bis hin zu eineinhalb Stunden, vor allem weil den Expert*innen unter-
schiedliche Zeitfenster zur Verfügung standen. Alle Gespräche wurden aufgrund der ak-
tuellen pandemischen Lage in Form einer Online-Videokonferenz geführt und aufge-
zeichnet. Die Interviews wurden von der Verantwortlichen des Teilprojekts 1 geleitet so-
wie von ihrer Kollegin protokolliert. 

2.2.3 Forschungsmethode  

Die Forschungsmethode »Experteninterview« wurde ausgewählt, da diese sinnvoll ist, 
um neue Informationen zu einer bis dato kaum empirisch erforschten Thematik (ge-
meinschaftliche Wohnprojekte und ihr Mehrwert für das Quartier durch nachbarschaft-
liche Aktivitäten) zu erfassen. Die Interviews mit Fachkundigen aus der Stadtverwaltung 
dient der »Exploration des Unbekannten« (Behnke & Meuser 1999: 13), was auf dieses 
Forschungsvorhaben zutrifft. Expert*innen sind Personen, die über ein Wissen verfü-
gen, das nicht allen in dem zu untersuchenden Feld zugänglich ist. Des Weiteren beruht 
das Ausmachen dieser Expert*innen üblicherweise auf einer im zu untersuchenden Feld 
bereits vorgenommenen und institutionell-organisatorisch festgelegten Zuschreibung 
der jeweils zu interviewenden Person (Meuser & Nagel 2009: 467). Die Auswahl der 
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Fachkundigen wurde von der Stabsstelle Wohnungsmarkt, Mietrecht, innovative Wohn-
projekte vom Amt für Wohnungswesen Frankfurt am Main getroffen und an die For-
scherinnen herangetragen.  

2.2.4 Leitfaden und angestrebte Ergebnisse 

Die Interviewleitfäden wurden je nach Verwaltung angepasst und bestanden aus zwei 
Themenabschnitten (Förderung und Monitoring). Die wiederum beinhalteten insge-
samt fünf Unterthemen (Förderung von gemeinschaftlichen Wohnprojekten allgemein, 
Förderung, Realisierung und Dokumentation von quartiersbezogenen Angeboten, Mo-
nitoring). 

Im ersten Themenkomplex sollten vor allem die Voraussetzungen für die Umsetzung 
von quartiersbezogenen Angeboten abgefragt werden, um darauf aufbauend Kon-
trollansätze der jeweiligen Stadtverwaltungen auszumachen. Da das Feld kommunaler 
Förderprogramme für Quartiersangebote von gemeinschaftlichen Wohnprojekten noch 
kaum untersucht wurde, wurden zunächst Fragen gestellt, die den Rahmen, in dem die 
städtischen Verwaltungen unterstützend wirken, erschließen sollten. Weil die Inter-
views primär auf ein potenzielles Monitoring abzielten, konnten hier nicht alle Details 
der sich zwischen Städten mitunter stark unterscheidenden Förderstrukturen erfasst 
werden. Ausgehend von diesem Rahmen wurde konkret nach nachbarschaftlichen An-
geboten gefragt. Der daran anschließende Themenblock zum Monitoring-Ansatz zielte 
darauf ab, erstens bereits vorhandene Kontroll- und Dokumentationsmethoden zu iden-
tifizieren und zweitens weitere Erfahrungen aus der Verwaltungspraxis und Einschät-
zungen bezüglich der Thematik abzufragen, um diese bei der Erstellung eines Monito-
ring-Ansatzes einfließen zu lassen. 

2.2.5 Datenstrukturierung 

Bei der Auswertung der Interviews haben sich Themenschwerpunkte herauskristalli-
siert, welche in Form der Tabelle »Kommunale Förderung & Kontrolle der Quartiersan-
gebote gemeinschaftlicher Wohnprojekte« (siehe Anhang I) aufbereitet und in Rück-
sprache mit den Fachleuten aus der Verwaltung ergänzt wurden. Da sich im Forschungs-
prozess herausstellte, dass seitens der interviewten kommunalen Verwaltungen bislang 
keine Monitoring-Programme installiert wurden, lag der Fokus des Gesprächs auf As-
pekten, die aus Sicht der Expert*innen bei der Erstellung eines solchen Instrumentes 
beachtet werden können beziehungsweise sollten. 

Der erste Teil der Ergebnistabelle in Anhang I skizziert die groben Rahmenbedingungen 
für gemeinschaftliche Wohnprojekte beziehungsweise Baugemeinschaften2 sowie die 

 
2  Folgend werden die Begriffe Baugemeinschaften, -gruppen sowie gemeinschaftliche Wohnprojekte 

verwendet, die sich an dem Wortlaut der Befragten orientieren. Die Formulierungen werden in diesem 
Bericht inhaltlich identisch behandelt. 
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Erwartungen, die an sie von Seiten der Verwaltungen gestellt werden. Daraufhin wird 
auf die Kommunikation zwischen städtischer Verwaltung und Projekten eingegangen 
und die Bezahlbarkeit des Wohnraums thematisiert. Letztere macht einen entscheiden-
den Sachverhalt bei der Förderung gemeinschaftlicher Wohnprojekte aus und kann 
eine ausschlaggebende Rolle hinsichtlich quartiersbezogener Angebote spielen. Darauf 
aufbauend wird auf die Ausstrahlung beziehungsweise die Wirkung ins Quartier und 
vertragliche Vereinbarungen eingegangen. Der darauffolgende Abschnitt befasst sich 
mit der Dokumentation von quartiersbezogenen Angeboten, welche als Grundstein für 
ein Monitoring gesehen werden kann. Zum Schluss werden die Daten angesichts eines 
zu entwickelnden Monitorings der quartiersbezogenen Angebote aufgearbeitet. 

2.2.6 Anonymisierung 

In Absprache mit den Befragten ist eine Teil-Anonymisierung vorgenommen worden, in 
der die persönlichen Daten der Interviewteilnehmenden unkenntlich gemacht wurden. 
Die Namen der kommunalen Verwaltungen sowie die der Städte sind beibehalten wor-
den.  

2.2.7 Positionierung der Autorin  

In der qualitativen Forschung hat die Offenlegung des eigenen Standpunkts in Bezug 
auf die Qualitätssicherung der Ergebnisse eine zentrale Bedeutung. Meine gesellschaft-
liche Position, die ich als Studierende, aus einem akademischen Elternhaus, mit einer 
deutschen Staatsangehörigkeit innehabe und die Privilegien, die damit einhergehen, be-
stimmen in großem Maße die Möglichkeitsspielräume aller meiner Handlungen sowie 
auch die des akademischen Forschens. Ein reflektierter Umgang mit Bedingungen und 
Voraussetzungen dieser Arbeit schließt Transparenz in Bezug auf diese Privilegien ein. 
Mein überzeugtes Forschungsinteresse liegt vor allem in meiner Motivation mich empi-
risch mit komplexen Themenfeldern auseinanderzusetzen, welches ich als Masterstu-
dierende der Goethe-Universität mit dem Schwerpunkt auf Stadtgeographie mitbringe. 
Zudem habe ich durch mein privates Leben eine enge Verbindung zu gemeinschaftli-
chen Wohnprojekten. Ich betrachte dieses Themenfeld nicht als einen beliebigen For-
schungsgegenstand von außen, sondern verbinde eigene Erfahrungen damit. Dies för-
derte einerseits die Reflexion des institutionellen Kontextes bezüglich gemeinschaftli-
cher Wohnprojekte sowie andererseits die der individuellen, komplexen Organisations-
strukturen der Projekte. Zusätzlich wurde durch den privaten Bezug mit den interview-
ten Personen aus dem Teilprojekt 2 eine Vertrauensbasis aufgebaut, die für einen ehrli-
chen und verständnisvollen Austausch hilfreich war. 
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2.3 Ergebnisse: Monitoring quartiersbezogener 
Angebote 

In diesem Abschnitt werden die Ergebnisse aus den Interviews mit den vier verschiede-
nen Verwaltungen dargestellt (für die Übersicht siehe Anhang I). Zunächst wird auf das 
Gespräch mit der Agentur für Baugemeinschaften in Hamburg (2.3.1) eingegangen. Da-
nach folgen die Interviews mit dem Amt für Stadtplanung und Wohnen aus Stuttgart 
(2.3.2), dem Amt für Wohnungsbau und Stadterneuerung aus Leipzig (2.3.3) sowie das 
Gespräch mit den Beauftragten für Wohnraum und barrierefreies Bauen aus Tübingen 
(2.3.4).  

2.3.1 Hamburg: Agentur für Baugemeinschaften 

Das erste Interview wurde mit einer Architektin und Stadtplanerin sowie mit der Lei-
tung der Agentur für Baugemeinschaften in Hamburg, die 2003 eingerichtet wurde, ge-
führt. Seit 1990 werden in der Hansestadt Baugemeinschaften gefördert und inzwischen 
existieren 140 fertiggestellte Projekte.  

Die kommunale Verwaltung in Hamburg arbeitet mit zwei unterschiedlichen Konzept-
ausschreibungsverfahren. Zum einen werden vom Landesbetrieb Immobilienmanage-
ment und Grundvermögen (LIG) Konzeptausschreibungen inklusive Preisgebot für alle 
die in Wohnungsbau investieren angeboten. Zum anderen gibt es für Baugemeinschaf-
ten ein gesondertes Konzeptverfahren (auf Basis von Verkehrswerten), welches im Mit-
telpunkt des Interviews steht. Hierbei liegt der Fokus auf den Aspekten, die für ein mög-
liches Monitoring relevant sein könnten. Da die städtische Verwaltung sich im Prozess 
befindet ein Evaluations-System zu etablieren, das dem geplanten Monitoring in Frank-
furt ähnelt, befürworten die Befragten diese Forschung. Sie erklärten je nach Interview-
Themenschwerpunkt, welche Kommunikations- und Kontrollansätze von Seiten der 
städtischen Verwaltung bereits verfolgt werden, auf die im folgenden Abschnitt unter 
anderem eingegangen wird. 

Aktuell sind in Hamburg große Entwicklungsgebiete in Planung, in denen Baugemein-
schaften eine wichtige Rolle spielen. Die Agentur ist die zentrale Anlaufstelle für alle 
Baugemeinschaften und steuert die kompletten Verfahren von der Idee bis zum Einzug. 
Die Stadt hat ein Sonderkontingent von bis zu 20 % der städtischen Grundstücke vorge-
sehen, auf denen Geschosswohnungsbau entstehen soll, der den Baugemeinschaften zur 
Verfügung steht. Das Ausschreibungsverfahren dieser Liegenschaften wird durch die 
Agentur in Kooperation mit dem LIG, dem zuständigen Bezirksamt oder auch einer 
städtischen Entwicklungsgesellschaft durchgeführt. Die Befragten ordneten die Vergabe 
von eigens bereitgestellten Liegenschaften über das Konzeptverfahren als eine wesent-
liche Förderung von Baugemeinschaften ein. 
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Ein weiteres Aufgabenfeld der Agentur ist die Wohnraumförderung, die für Baugemein-
schaften in Hamburg eine besondere Förderrichtlinie (siehe weiterführende Informati-
onen; Stadt Hamburg o. J. a, o. J. c) für genossenschaftliche Projekte bereithält. Die 
Agentur ist für die Aufnahme in das Wohnraumförderungsprogramm und für die Bele-
gungsprüfung beim Erstbezug zuständig. Diese Förderrichtlinie hat eine Laufzeit von 
bis zu 40 Jahren. Das heißt, dass die Projekte, die für diesen Zeitraum gefördert werden, 
eine ebenso lange Mietpreis- und Belegungsbindung aufweisen. Es werden für verschie-
dene Fallgruppen, die an Einkommensgrenzen gekoppelt sind, reduzierte und geför-
derte Mietpreise sowie damit verbundene Belegungsbindungen vorgegeben, um hetero-
gene Strukturen zu unterstützen. Dennoch sind die Fördermöglichkeiten aufgrund der 
Individualität der Projekte, steigender Grundstück- und Baukosten sowie des Beihilfe-
rechts begrenzt.  

Gemeinschaftsflächen werden mit max. 3 m² je Wohneinheit eines Projektes gefördert. 
Dieser Förderbaustein besteht ab 2022 aus einem Darlehen, einem einmaligen Betrag 
sowie einem laufenden Zuschuss und der Mietpreisbegrenzung von 2 €/m² der geför-
derten Fläche. Diese finanzielle Unterstützung wird über die Hamburgische Investiti-
ons- und Förderbank (IFB) gemäß der Förderrichtlinie Baugemeinschaften (siehe wei-
terführende Informationen; Hamburgische Investitions- und Förderbank 2022) bereit-
gestellt.  

Die Kommunikation und der Austausch zwischen Baugemeinschaften und Agentur läuft 
vor allem über die Baubetreuung. Die übernimmt die Funktion der Koordination und 
steht den Baugemeinschaften bei allen baulichen, rechtlichen sowie wirtschaftlichen 
Fragen zur Verfügung und vertritt sie gegenüber Dritten, wie zum Beispiel Bauunter-
nehmen. Die Agentur erhält nach Projektfertigstellung indirektes Feedback über die 
Baubetreuung und Bezirksämter, die wiederum Rückmeldungen von Baugemeinschaf-
ten aus der täglichen Arbeit, zum Beispiel Beteiligung von Baugemeinschaften in Stadt-
teilvereinen oder bei Beteiligungsprozessen, erhalten. Des Weiteren findet Austausch 
über die von der Agentur ins Leben gerufene Koordinierungsrunde Baugemeinschaften 
(KORB) statt (siehe weiterführende Informationen; Freihaus o. J.). In dieser Runde 
kommen alle drei Monate wichtige institutionelle Akteure wie die Agentur, Baubetreu-
ung, Genossenschaften, die Förderbank, das Immobilienmanagement, die Sozialbe-
hörde und die Architektenkammer zusammen und tauschen sich über den Themenbe-
reich Baugemeinschaften aus. Ein aktuell immer wiederkehrendes Thema ist dabei die 
Finanzierbarkeit der Projekte.  

Zudem betonten die Befragten, dass immer schwierigere Rahmenbedingungen (hohe 
Baukosten, Flächenknappheit, Konkurrenz, Anforderungen) für die Projekte vorherr-
schen. Von Seiten der städtischen Verwaltung ist der Wunsch vorhanden, den Austausch 
mit den Projekten weiterhin aufrecht zu erhalten, um von den Prozessen und Verände-
rungen zu erfahren. Es besteht ein Interesse, Projekte zu Veranstaltungen mit dem 
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Themenschwerpunkt »Wohnen« einzuladen sowie als Vorzeigeobjekte für Interessierte 
anfragen zu können. Darüber hinaus stellt die städtische Verwaltung eine Online-Kon-
taktbörse »Baut zusammen!« (siehe weiterführende Informationen; Stadt Hamburg o. 
J. b) zur Verfügung, über die sich Baugemeinschaften und Interessierte an gemein-
schaftlichen Wohnformen austauschen können. 

Baugemeinschaften wird, laut den Interviewten, ein Mehrwert zugesprochen, da sie ei-
nen Beitrag für das Quartier leisten, sich stärker mit ihrem Umfeld identifizieren und 
ein großes Engagement aufweisen. Des Weiteren sind die Gemeinschaften oft aktiv in 
der Nachbarschaft, zum Beispiel in Stadtteilvereinen. Im Konzeptverfahren werden in 
den letzten Jahren vermehrt Vorhaben wie Imkern, verschiedene Sharing-Modelle so-
wie Werkstätten von den unterschiedlichen Gruppen eingebracht, die dem Quartier zu-
gutekommen sollen.  

Außerdem bekräftigten die Befragten, dass die Mieten der Baugemeinschaften (außer-
halb der Förderung) sich aufgrund der Baukosten und der Grundstückspreise nicht er-
heblich von den ortsüblichen Mieten unterscheiden. Ein wesentlicher Unterschied ist 
jedoch, dass sie nicht für Bauträgerleistungen und Gewinnmargen aufkommen müssen.  

Neben den Belegungsverpflichtungen sind vor allem »harte Faktoren«3 im Kaufvertrag 
oder im Erbbaurechtsvertrag festgeschrieben. Erst seit kurzer Zeit werden in Bezug auf 
Baugemeinschaften Erbbaurechtsverträge abgeschlossen. Hier fehlt es noch an Pra-
xiserfahrung hinsichtlich inhaltlicher Festlegungen, Umsetzungen und Überprüfung der 
Verträge. Vertragsstrafen bezüglich der quartiersbezogenen Angebote sind nicht vorge-
sehen und werden kritisch betrachtet, da es eine Herausforderung darstellt, diese in-
haltlich vertraglich festzuhalten und als einen »weichen Faktor« zu kontrollieren. Statt-
dessen wird für eine nachsichtige Kommunikation und Aushandlung plädiert, welche 
Ängste nimmt und freundlich überprüft. Probleme oder Scheitern bei der Umsetzung 
von Quartiersangeboten bewerteten die Fachkundigen weniger schwerwiegend als etwa 
das Nichteinhalten von Bauvorschriften. 

Kontrollen während des Planungsprozesses erfolgen entlang der quantifizierbaren Fak-
toren des eingereichten Konzeptes, indem zum Beispiel energetische Standards, Woh-
nungsgrößen, Mobilitätskonzept und Barrierefreiheit von den jeweiligen städtischen 
Stellen überprüft werden. Zudem ist es möglich bei der Auswahl von Gruppen erste Ein-
schätzungen in Bezug auf die Vorhaben und Umsetzungen vorzunehmen. Dies setzt sich 
in der anschließenden Planungsphase über die Baubetreuung fort. An diesem Punkt 
wurde darauf verwiesen, dass den über das Konzeptverfahren ausgewählten Gruppen 
Vertrauen entgegengebracht werden soll bezüglich der Einbringung in die 

 
3  Die Bezeichnung »harte Faktoren« steht hier für quantifizierbare und objektiv messbare Fakten (Lies 

o. J.). 
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Nachbarschaft. Außerdem dienen Zwischenberichte während der Anhandgabephase4 
als Prüfungsinstrument vor dem Einzug. Die sogenannten »harten Faktoren« werden 
Bestandteil des Kauf- beziehungsweise Erbbaurechtsvertrages und mit finanziellen 
Strafen geahndet, falls diese nicht eingehalten werden. 

In Bezug auf ein Monitoring wird vor einer Übersteuerung gewarnt. Zum einen zeigen 
bestehende Projekte, dass Baugemeinschaften nicht kontrolliert werden müssen, um in 
die Nachbarschaft zu wirken, da ihr Anspruch an das Zusammenleben über das Wohnen 
hinausgeht. Zum anderen steht Gruppen ein privates und selbständiges Leben zu, wes-
halb die Agentur die Gruppen nicht zu einer Selbstpräsentation ihrer Tätigkeiten ver-
pflichtet.  

Ein Monitoring-Ansatz sollte demnach niedrigschwellig gestaltet sein und den Projek-
ten Mitbestimmung sowie eine gewisse Flexibilität auf sich verändernde Lebenssituati-
onen ermöglichen. Ein Überprüfungszeitraum könnte für alle fünf Jahre angedacht wer-
den (in diesem Zeitraum werden auch die Fallgruppen der Wohnraumförderung bei 
Baugemeinschaften in Hamburg überprüft). Außerdem müsste, bei der Erarbeitung ei-
nes Monitoring-Ansatzes der hohe Verwaltungsaufwand beachtet und auf die personel-
len Ressourcen Rücksicht genommen werden, was eine Herausforderung darstelle. Eine 
mögliche Form der Kontaktaufnahme mit den Baugemeinschaften wäre ein Austausch 
nach Bedarf, welcher den Druck von den Projekten nähme, bestimmte Vorgaben von 
Seiten der Verwaltung erfüllen zu müssen. In Zusammenhang mit dem Monitoring wird 
außerdem angemerkt, dass die Überprüfung der Konzepte großer Investoren wesentlich 
ist und in Hamburg auch durchgeführt wird, unter anderem mit dem Ziel der Sicherstel-
lung sozialer Angebote in entstehenden Nachbarschaften. Als Grund nannten die Be-
fragten den enormen Einfluss der Investitionsprojekte auf den Wohnungsmarkt und auf 
die Quartiersstruktur.  

Aktuell hat die Agentur eine Evaluierung ausgeschrieben, mit der sie den Gewinn für 
Quartiere aufgrund von Baugemeinschaften untersuchen will. Fokus sind Entwicklung, 
Strukturen, Zusammensetzung, Architektur und Prozesse der Projekte. Die Evaluation 
ist unteranderem ein Versuch, den Mehrwert der Projekte wissenschaftlich zu untersu-
chen. Damit wird der Zweck verfolgt sich von der Seite der Verwaltung einen Überblick 
über die Rolle und den Einfluss der Projekte im Quartier zu schaffen. 

2.3.2 Stuttgart: Amt für Stadtplanung und Wohnen 

Das Gespräch wurde mit einem Stadtplaner des Amtes für Stadtplanung und Wohnen 
geführt und hat ungefähr eineinhalb Stunden gedauert. Seine Kernaufgabe beinhaltet 
die Betreuung und Leitung der Kontaktstelle Baugemeinschaften.  

 
4  Die Anhandgabephase, dauert normalerweise ein Jahr und beruht inhaltlich auf dem abgeschlossenen 

Vorvertrag zwischen Verwaltung und Projekt. 



Monitoring, Vernetzung und Auswertung gemeinschaftlichen Wohnens in Frankfurt am Main 

18 

Die städtische Verwaltung definiert Baugemeinschaften als gemeinschaftliche Wohn-
projekte ohne Festlegung auf bestimmte Eigentums- und Rechtsformen. Befürwortet 
werden vor allem Mietshäusersyndikate und Genossenschaften. Die Aufgaben der Kon-
taktstelle Baugemeinschaften (siehe weiterführende Informationen; Kontaktbörse Bau-
gemeinschaften o. J.) beinhalten unter anderem die Vorbereitung der Standorte, die Er-
arbeitung der inhaltlichen Schwerpunkte der Ausschreibungen und die Begleitung der 
Vergabeverfahren (federführend für den Grundstücksverkehr ist das Liegenschaftsamt). 
Die Konzeptverfahren werden auf größeren Entwicklungsarealen und Einzelgrundstü-
cken durchgeführt. Seit ungefähr vier Jahren existieren umgesetzte Projekte, daher gibt 
es noch keine langfristigen Erfahrungen. Die Kontaktstelle bemüht sich darum, ein Be-
wusstsein für gemeinschaftliche Wohnprojekte in der Bevölkerung sowie Politik zu 
schaffen und dieses mit Projektumsetzungen im Stadtbild zu verankern. Davon wird 
sich ein Anstieg von Interessierten, die über das Konzeptverfahren gemeinschaftliche 
Wohnprojekte realisieren wollen, erhofft. 

Als Unterstützung und Förderung von Baugemeinschaften wird das Zurverfügungstel-
len von Grundstücken genannt, da auf dem freien Wohnungsmarkt der Erwerb einer 
Liegenschaft aufgrund der hohen Grundstück- und Immobilienkosten für Gruppen 
kaum mehr leistbar ist. Der Gemeinderat ist mit eingebunden, indem dieser Grundsatz-
vorlagen beschließt, die als Basis für die Vergabe der Grundstücke dienen. Zudem bein-
haltet die Arbeit des Amtes für Stadtplanung und Wohnen eine enge Zusammenarbeit 
mit dem Liegenschaftsamt, welches neben dem Grundstücksverkehr im Verfahrensab-
lauf auch Aufgaben in der Projektsteuerung in größeren Entwicklungsgebieten über-
nimmt.  

Für Baugemeinschaften werden in größeren Arealen in der Regel Kontingente von un-
gefähr 20 % - standortbezogen auch bis zu 50 % - der Flächen bereitgehalten, jeweils 
festgelegt in standortspezifischen Grundsatzvorlagen. Diese basieren wiederum auf 
stadtweiten wohnungspolitischen Grundsatzbeschlüssen (siehe weiterführende Infor-
mationen; Landeshauptstadt Stuttgart 2021), die auch die Zusammenarbeit mit dem 
städtischen Bündnis für Wohnen (seit 2015, das Konzeptpapier des Bündnisses ist der-
zeit in Überarbeitung) beinhaltet. Zusätzlich werden für Baugemeinschaften Beratungs-
leistungen, Informationsangebote, eine Online-Kontaktbörse sowie Fachblätter als Un-
terstützung angeboten. An Veranstaltungen wie dem Wohnprojektetag ist die städtische 
Verwaltung beteiligt. Diese werden federführend vom Sozialamt organisiert und in Zu-
sammenarbeit mit dem Amt für Stadtplanung und Wohnen durchgeführt. Über das So-
zialamt, mit dem das Amt für Stadtplanung und Wohnen kooperiert, wird die Stuttgar-
ter Plattform für selbstorganisiertes gemeinschaftliches Wohnen auf unterschiedlichen 
sozialen Foren beworben und unterstützt. Baugemeinschaften haben außerdem die 
Möglichkeit, die vorhandenen Programme von städtischer und Landeswohnbauförde-
rung (siehe weiterführende Informationen; Stuttgart o. J.) in Anspruch zu nehmen. Es 
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mangle jedoch an einer gezielten kommunalen Bauförderung für gemeinschaftliches 
Wohnen.  

Von der Unterstützung von Baugemeinschaften erhofft sich die städtische Verwaltung 
Stuttgarts einen Mehrwert für die Quartiere durch deren Projektideen und Qualitäten 
wie Selbstorganisierung, Vernetzung, Standortidentifikation, hochwertige Architektur, 
ökologische Bauweise und nachbarschaftliche Angebote. Jede Baugemeinschaft muss in 
ihrem Antrag im Konzeptverfahren standortspezifische Ziele nennen, die im weiteren 
Prozess eingehalten werden müssen. Es wurde angemerkt, dass zu viele Vorgaben sei-
tens der Verwaltung die innovativen und kreativen Ideen der Projekte einschränken. 
Außerdem könnte das eine Überforderung für die Gruppen bedeuten. Zudem besteht 
die Möglichkeit, dass zu spezifische und einseitige Vorgaben sogar zu einer Übersätti-
gung der erwünschten Angebote führen. Der Befragte beschreibt, dass die Projekte an 
sich schon über viele Ideen zur Einbindung in das Quartier verfügen und diese von der 
Verwaltung entsprechend gelenkt werden müssten.  

Laut dem Fachkundigen des Amtes für Stadtplanung und Wohnen sind günstigere Mie-
ten grundsätzlich umsetzbar, denn Baugemeinschaften können erfahrungsgemäß 
Wohnraum bis zu ungefähr 30% unter den Marktpreisen realisieren. Darüber hinaus 
können durch die Etablierung von ausreichendem gefördertem Wohnungsbau in den 
Projektvorhaben günstige Mietpreise geschaffen werden. Langfristige bezahlbare Mie-
ten über Genossenschaften oder das Mietshäusersyndikat sind angedacht, aber in bis-
herigen Projekten kaum umgesetzt. Ein Ziel ist es, dass in Zukunft Gruppen mit niedri-
gem bis mittlerem Einkommen noch besser eingebunden werden und langfristig kos-
tengünstiges und -stabiles Wohnen sichergestellt wird.  

Eine enge Zusammenarbeit und Kommunikation zwischen den Projekten und der Stadt-
verwaltung erfolgt vor allem in der Optionsphase (Anhandgabephase). Die Verwaltung 
bietet – soweit möglich – auf Nachfrage der Projekte Unterstützung, falls einzelne As-
pekte des Konzeptes nicht umsetzbar sind. Darüber hinaus findet der Kontakt mit ein-
zelnen Gruppen informell statt und unterscheidet sich je nach Qualität des Beziehungs-
verhältnisses.  

Bislang wurden nur Kaufverträge mit Baugemeinschaften abgeschlossen, in denen bei 
frei finanzierten Wohnungen eine Selbstnutzung (Bindung von zehn Jahren) festge-
schrieben ist, bei geförderten Wohnungen handelt es sich um einen längeren Zeitraum. 
Gemeinschaftsräume (für das Projekt und Nachbarschaftsangebote) und weitere Nicht-
Wohnnutzungen werden dauerhaft gesichert (vertragliche Nutzungsbeschränkungen 
auf diese Nutzungen). Bisher bestand bei Ausschreibungen ein Wahlrecht zwischen 
Kauf- und Erbbaurecht (siehe weiterführende Informationen; Barthauer et al. 2020). 
Aufgrund des hohen Erbbauzinses von 4 % für Wohnen wurden bisher keine Erbbau-
rechtsverträge abgeschlossen. Bessere Konditionen werden zurzeit im Gemeinderat 
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diskutiert (bodenpolitische Grundsatzbeschlüsse), wobei eine verstärkte Vergabe im 
Erbbaurecht im Blick ist, auch um längere Sicherungen zu ermöglichen.  

Abweichungen von Konzeptqualitäten aus den Konzeptverfahren, wie zum Beispiel Nut-
zungsänderungen, müssen von Seiten der Projekte frühzeitig kommuniziert werden, da 
es ansonsten zu Ausschluss aus dem Vergabeverfahren oder, nach Vertragsschluss, zu 
Vertragsstrafen kommen kann. Bauantragspläne müssen vorgelegt werden, um zu über-
prüfen, dass vereinbarte Nutzungen und bauliche Qualitäten umgesetzt wurden. Bei der 
Abstimmung zu Abweichungen wird auch geprüft, inwiefern eine Umnutzung von zum 
Beispiel gemeinschaftlichen Flächen für ein gleichwertiges, alternatives Quartiersange-
bot möglich ist. 

Nach Vertragsabschluss wirkt eine Berichtspflicht für die Projekte im Intervall von zwei 
Jahren als Kontrollmechanismus. Dafür existiert keine einheitliche Vorgabe. Der Be-
richt fällt inhaltlich je nach Projektausrichtung unterschiedlich aus. Primär bezieht sich 
dieser auf die Raumnutzungen und prüft, ob Veräußerungen stattfinden. Im Zuge des-
sen wird auch kontrolliert, dass der Wohnraum nicht als Gewerbefläche umfunktioniert 
wird und umgekehrt. Um dem vorzubeugen, können Nutzungsbeschränkungen für be-
stimmte Räumlichkeiten im Grundbuch festgeschrieben werden. Zu Angeboten für und 
Wirkung in das Quartier sind im Bericht aktuell keine Angaben zu machen, dies wäre 
aber für die Zukunft vorstellbar.  

Wie auch die vorherig interviewte städtische Verwaltung in Hamburg berichtete, gibt es 
in Stuttgart keine offizielle Dokumentation, Kontrolle oder Monitoring-Ansätze der 
quartiersbezogenen Angebote. Ein mögliches Monitoring sollte einen Austausch und 
Kontrolle anstreben, zugleich mit einem Fokus auf Unterstützung der Projekte und Op-
timierung der nachbarschaftlichen Aktivitäten. Ein besonderes Interesse besteht auch 
an einer kontinuierlichen Begleitung der Projekte und ihren Tätigkeiten. Um dies um-
zusetzen, müsste die Vernetzung der Projekte in der Nachbarschaft verstärkt sowie An-
laufstellen wie zum Beispiel ein Quartiersmanagement geschaffen werden. Laut dem Ex-
perten sollten Beratungs-, Austausch- sowie Förderangebote für Wohnprojekte in die 
Quartiersstruktur einfließen.  

Zudem wurde eine weitere Entwicklungsperspektive für die Förderung gemeinschaftli-
chen Wohnens offengelegt, die eine institutionelle Organisierung der öffentlich zugäng-
lichen Räume der Wohngemeinschaften in den Blick nimmt. Projekte würden demnach 
ihre Räume nicht mehr selbstverwaltet, ehrenamtlich und abhängig von ihren eigenen 
Kapazitäten bespielen. Durch professionalisierte Strukturen könnte eine Kontinuität 
der Angebote gewährleistet werden. 
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2.3.3 Leipzig: Amt für Wohnungsbau und Stadterneuerung 

Das Interview, das mit einer Stadtplanerin aus der Abteilung Wohnungsbau des Amtes 
für Wohnungsbau und Stadterneuerung in Leipzig, geführt wurde, hat etwa eine Stunde 
und 15 Minuten gedauert. Das Amt arbeitet eng mit dem »Netzwerk Leipziger Freiheit« 
zusammen, welches zwischen der Stadtverwaltung und den Gruppen vermittelt sowie 
von der Stadtverwaltung finanziert wird. Zudem besteht eine Kooperation mit dem Lie-
genschaftsamt, über das die kommunalen Grundstücke verwaltet werden. 

In Leipzig gibt es ein wohnungspolitisches Konzept (siehe weiterführende Informatio-
nen; Stadt Leipzig o. J. a), welches die Ziele und strategischen Ansätze für die Leipziger 
Wohnungspolitik vorgibt. Laut der Expertin ist das Kernelement des Konzepts das 
Schaffen von vielfältigem, bezahlbarem und wirtschaftlich tragfähigem Wohnraum für 
diverse und vor allem vulnerable Gruppen als Teil integrierter Stadtentwicklung. Darin 
sind alle Ansätze und Maßnahmen aufgeführt, die die oben genannten Schwerpunkte 
unterstützen, vor allem Instrumente der Stadtplanung und der Liegenschaftspolitik, je-
doch mit Ausnahme von direkten Wohnangeboten. Darunter fällt auch die Förderung 
gemeinschaftlicher Wohnprojekte, durch die eine stärkere Einbindung der Gruppen in 
das Quartier erhofft wird. Es wird die Annahme getroffen, dass die Projekte die Vielfalt 
im Stadtteil erhöhen und im Gegensatz zu konventionellen Investitionsprojekten, zu ei-
ner lebendigen Nachbarschaft beitragen und sich stärker mit dieser identifizieren. 

Unter Förderung von gemeinschaftlichen Wohnprojekten wird die Vergabe nach dem 
Konzeptverfahren sowie das Zurverfügungstellen von Liegenschaften verstanden. Den 
Gruppen werden längere Fristen im Vergleich zu herkömmlichen Investoren gewährt. 
Des Weiteren kommt die Stadt Leipzig für Beratungsangebote auf, mit deren Hilfe sich 
die Gruppen zu unterschiedlichen Themen, wie zum Beispiel gemeinsames Bauen, wei-
terbilden können. 

Quartiersbezogene Angebote, die über gemeinschaftliche Wohnprojekte organsiert wer-
den, bekommen keine direkte Förderung über die kommunale Verwaltung. Die Projekte 
tragen die Verantwortung für die Größe der zur Verfügung stehenden Nutzungsfläche 
für gemeinwohlorientierte Aktivitäten und deren Finanzierung, die je nach Gruppe un-
terschiedlich ausfällt. Eine Förderung der Erdgeschossräume sowie der quartiersbezo-
genen Angebote wird als erforderlich gesehen, wurde aber bislang noch nicht diskutiert. 
In Ausnahmefällen und wenn Fachämter einen spezifischen Bedarf für ein Quartier äu-
ßern, wie zum Beispiel eine Beratungsstelle oder ein bestimmtes soziales Angebot, gibt 
es die Möglichkeit das Vorhaben über die städtische Verwaltung fördern zu lassen. 

Laut der Fachkundigen muss gemeinschaftliches Wohnen mit Bezahlbarkeit verbunden 
werden, da sonst der Eindruck entstehen kann, dass hochpreisige Eigentumsförderung 
umgesetzt wird. Ein ausschlaggebendes Kriterium im Konzeptverfahren ist die kalku-
lierte Anfangsmiete (oder Anfangswohnkosten) pro Quadratmeterpreis, der bewertet 
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wird. Günstige Anfangsmieten schneiden dabei besser ab. Zudem ist die Einbindung von 
gefördertem Wohnungsbau gemäß den Landesrichtlinien für miet- und belegungsge-
bundenen Wohnraum (siehe weiterführende Informationen; Stadt Leipzig o. J. b) mög-
lich. Geförderter Wohnungsbau kann durch die Landesförderung als Zuschuss zur Miete 
realisiert werden. Um sich über die Voraussetzungen, Bedingungen und Prozedur zu in-
formieren, werden Beratungsangebote für Projekte von Seiten des Amtes zur Verfügung 
gestellt. Aktuell gibt es Bewerbungen von kooperativen Baugruppen, die sich mehrheit-
lich aus Personen mit einem Wohnberechtigungsschein zusammensetzen, auch wenn 
dies nicht der üblichen Gruppenzusammensetzungen entspricht. Einen Zuschlag hat 
eine solche Gruppe aber bislang aus anderen Gründen noch nicht erhalten, wäre aber 
denkbar sowie möglich.  

Der Austausch und die Kommunikation mit den Gruppen laufen vor allem über das 
»Netzwerk Leipziger Freiheit«. Dieses steht darüber hinaus mit gemeinschaftlichen 
Wohnprojekten in Kontakt, die ihre Liegenschaft nicht über die Kommune erhalten. Das 
Netzwerk steht auch nach Einzug der Gruppe als Anlaufstelle zur Verfügung. Als weitere 
Kommunikationsstruktur dienen Vereine wie zum Beispiel Haus- und WagenRat e.V. 
und Selbstnutzer e.V., die mit Wagenplätzen, Initiativen und privaten Baugruppen im 
Austausch stehen und mit dem Netzwerk kooperieren (siehe weiterführende Informati-
onen; Haus- und WagenRat e.V. o. J., Selbstnutzer e.V. o. J.). 

Grundstücke werden in Leipzig im Konzeptverfahren ausschließlich über den Erbbau-
rechtsvertrag vergeben, mit einem Erbbauzins von 2,5 %. Eine zeitliche Herausforde-
rung stellt der Abschluss des Vertrages dar. Das Erbbaurecht muss innerhalb eines Jah-
res nach Veröffentlichung des Grundstücks erteilt werden, da sich der Verkehrswert der 
Grundstücke in der Regel jährlich ändert und der Finanzierungsplan nach zu erwarten-
den weiteren Preisanstiegen nicht mehr aufgehen könnte. In dem Erbbaurechtsvertrag 
werden quartiersbezogene Angebote, die im Konzeptverfahren ausformuliert werden, 
als Präambel festgehalten, zum Beispiel Imkern als konkretes Projekt. In der Investiti-
onspflicht wird dies verallgemeinert ausformuliert wie zum Beispiel »Beitrag in das 
Quartier«. Die Investitionspflicht ist die Pflicht, eine bestimmte Investition zu tätigen. 
Beispielsweise mindestens 30 m² Erdgeschossfläche für die nachbarschaftliche Nutzung 
zu schaffen. Im Gegensatz zur Präambel, in der das Ziel des Konzeptes inhaltlich erklärt 
ist, werden in der Investitionspflicht die verpflichtenden baulichen Maßnahmen aufge-
führt, welche bei Nichterfüllung bestimmte vertragliche Konsequenzen nach sich zie-
hen. Der gesamte Vertrag, der die beiden Klauseln beinhaltet, wird juristisch zwischen 
dem Liegenschaftsamt und der Gruppe aufgesetzt. In Bezug auf Vertragsstrafen ist eine 
Zustimmungsklausel implementiert, die besagt, dass vertraglich abweichende Inhalte 
unter Beweislage, dass ein Quartiersangebot nicht mehr umsetzbar ist, genehmigt wer-
den können. Dafür braucht es die Zustimmung der dafür zuständigen Verwaltung. Ge-
nerell wird auf Kommunikation und Dialog mit den Gruppen gesetzt, sollte es zu ver-
traglichen Abweichungen kommen. Es wird davon ausgegangen, dass Wohnprojekte 
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kooperationswillig und motiviert sind, einen Beitrag für das Quartier zu leisten. Sollte 
es trotzdem zu Abweichungen der vertraglichen Vereinbarungen kommen, kann dies zu 
Vertragsstrafen führen, die je nach Vertragsverletzung unterschiedlich ausfallen. Die 
städtische Verwaltung darf als eines der letzten Mittel eine Vertragsstrafe von bis zu 20 
% des Verkehrswerts veranlassen. Als eine indirekte Kontrollfunktion wirkt die Öffent-
lichkeitsarbeit über die Dokumentation von Best-Practice Projekten, die sich mit den 
Tätigkeiten, Leitbildern, Errungenschaften und Herausforderungen der Projekte ausei-
nandersetzt, um für das Konzept des gemeinschaftlichen Wohnens zu werben. 

Wie auch in den vorherigen Interviews hat die städtische Verwaltung bezüglich eines 
Monitorings der quartiersbezogenen Angebote keine Erfahrungen. Lediglich ein regel-
mäßiges Monitoring zum Thema Wohnraum (siehe weiterführende Informationen; 
Stadt Leipzig o. J. c) wird von der Stadtverwaltung durchgeführt. Dort wird allgemeine-
ren Fragen nachgegangen, wie etwa: Welchen Bedarf an Wohnraum hat die Stadt? Wie 
steigen die Mieten insgesamt? Wie steht dies im Zusammenhang mit dem Wohnungs-
markt? 

Laut der städtischen Vertreterin wird anhand einer sorgfältigen Prüfung der Gruppen 
im Vorfeld ein Vertrauensverhältnis zu den Projekten aufgebaut, was die Durchführung 
eines Monitorings der Quartiersangebote erübrigen könnte. Eine intensive Begleitung 
und Auseinandersetzung mit der Umsetzung von gemeinschaftlichen Wohnprojekten 
vor der Projektfertigstellung könnte somit ein wichtiger Teilaspekt sein, durch den be-
stimmte Rahmenbedingungen und Gruppeneinschätzungen vorab getroffen werden. 
Generell sollte bei einem Monitoring darauf geachtet werden, dass auf beiden Seiten, 
bei der Verwaltung und den Projekten, wenig Zwang und Druck verursacht wird. Eine 
weitere mögliche Herangehensweise könnte die stichprobenhafte Überprüfung der An-
gebote sein. Dazu gibt es jedoch noch keine weiteren Überlegungen. 

2.3.4 Tübingen: Beauftragte für Wohnraum und barrierefreies Bauen 

Das Interview mit zwei städtischen Beauftragten für Wohnraum und barrierefreies 
Bauen in Tübingen dauerte 25 Minuten. Ihre Arbeit orientiert sich an dem Handlungs-
programm »Fairer Wohnen« (siehe weiterführende Informationen; Tübingen Universi-
tätsstadt o. J. a). Daran angelehnt unterstützen die Beauftragten bürgerliche, gemein-
wohlorientierte Akteure bei der Wohnraumentwicklung.  

Über das Konzeptverfahren, welches Liegenschaften zum Festpreis über eine Vergabe-
kommission vergibt, haben solche Gruppen eine reale Möglichkeit ihr Vorhaben zu ver-
wirklichen. Diese Förderung gemeinschaftlicher Wohnprojekte wird als notwendig er-
achtet, weil diese auf dem freien Grundstücks- und Immobilienmarkt kaum eine Chance 
erhalten, Liegenschaften zu ersteigern. Zudem werden Gruppen bei der Entwicklung des 
Projektes von der Entstehung bis zum Einzug in Form einer Prozessbegleitung geför-
dert, indem unter anderem für diesen Zeitraum Beratungsangebote bereitgestellt 
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werden. In diesem Rahmen wird eine Überprüfung der Konzeptinhalte sowie der ange-
strebten quartiersbezogenen Angebote vorgenommen.  

Ähnlich wie in Stuttgart werden Liegenschaften überwiegend verkauft. Ein Grund dafür 
ist, dass Grenzen des Erbbaurechts Vertragsabschlüsse nach dem Tübinger Modell der 
Blockrandbebauung erschweren. Die kleinparzellierte Blockrandbebauung mit darun-
terliegender Gemeinschaftstiefgarage bedeutet eine horizontale Eigentumsgrenze, wel-
che das Erbbaurecht nicht abbilden kann. Generell befürworten die Fachkundigen die 
Vergabe von Erbbaurechtsverträgen.  

Quartiersbezogene Angebote spielen im Vergabeverfahren eine bedeutende Rolle. Um 
die Kreativität und Innovationskraft der Projekte nicht einzuschränken, werden keine 
konkreten Vorgaben zu den geplanten Angeboten festgelegt. Ein spezielles Förderpro-
gramm für Quartiersangebote existiert bis jetzt nicht. Die Befragten kritisierten, dass zu 
wenige öffentliche Fördermittel für quartiersbezogene Aktivitäten vorhanden sind. 
Dadurch können keine expliziten Vorgaben für Angebote oder Erwartungen an die Pro-
jekte formuliert und von der Stadt veranlasst werden. Dennoch gibt es laut den Beauf-
tragten in Ausnahmefällen konkrete Vorschläge von städtischen Ämtern für Quar-
tiersangebote. Diese werden umgesetzt, wenn sie von der breiten Bürgerschaft getragen 
werden. 

Bezahlbare Mieten für alle Einkommensgruppen sollen über das Handlungsprogramm 
»Fairer Wohnen« erreicht werden, das langfristige und gedämpfte Miet- und Bauland-
preise ermöglichen soll. Hier wird zum Beispiel der Mietpreis für neu entwickelte Quar-
tiere vorgegeben. Die Preise unterscheiden sich zwischen geförderter Miete, stark preis-
gedämpftem und gedämpftem Wohnraum. Auch über das Konzeptverfahren wird ver-
sucht, niedrige und stabile Mieten zu realisieren. Je höher die Anzahl sozial geförderter 
Wohnungen, desto besser fällt die Bewertung des Konzepts aus. Akteure wie Genossen-
schaften und das Mietshäusersyndikat, die niedrige Mieten über die Sozialbindungen 
hinaus garantieren können, werden hier positiv bewertet. Der Grundstückspreis richtet 
sich nach dem Bodenrichtwert, was für die Zukunft eine Herausforderung für die Um-
setzung von kostengünstigem Wohnraum bedeutet, da die Mieten sowie die Baukosten 
kontinuierlich steigen. Die Befragten plädieren für eine politische Lösung, da mit dem 
aktuellen neoliberalen wohnungspolitischen Kurs eine ausweglose Perspektive einher-
geht. Um eine Langfristigkeit und Stabilität der Mieten zu gewährleisten, werden diese 
in Tübingen als Dienstbarkeit im Grundbuch festgeschrieben. Sie überdauern somit Ei-
gentumswechsel und können gegebenenfalls überprüft werden.  

Die Fachkundigen berichten, dass die Kommunikation und Vernetzung nach der An-
handgabephase primär über die Sozialraumplanung läuft, die dem Sozialdezernat un-
tergeordnet sind. Diese verfügt über das Wissen, welche Angebote in Quartieren existie-
ren und benötigt werden. Mit den darüber organisierten Stadtteiltreffs (siehe weiterfüh-
rende Informationen; Tübingen Universitätsstadt o. J. b), die zum Großteil aus privaten 



Teilprojekt 1: Perspektiven auf ein Monitoring der Quartiersangebote gemeinschaftlicher Wohnprojekte 
in vier Städten 

25 

Initiativen entstanden sind und von der kommunalen Verwaltung gefördert werden, 
steht das Sozialdezernat ebenfalls in Kontakt. Der Gemeinderat hat zudem die Möglich-
keit, Förderungen für Quartiersangebote der gemeinschaftlichen Wohnprojekte zu be-
willigen. Die Unterstützung seitens des Sozialdezernats und des Gemeinderats könnte 
als Förderung für quartiersbezogene Angebote eingeordnet werden, wurde in dem In-
terview jedoch nicht ausdrücklich als solche benannt. Im Rahmen von Austauschmög-
lichkeiten wurde von den Befragten darauf hingewiesen, dass unter der städtischen Ver-
waltung die »AG Gemeinwohlorientierte Akteure« besteht. Daran beteiligt sind Vertre-
tende von Trägern wie dem Mietshäusersyndikat, Genossenschaften sowie Koordinie-
rende privater Baugruppen, die zu einem regelmäßigen Dialog zusammenkommen.  

Weitere Kontrollen über die Anhandgabephase hinaus sind bisher nicht vorgesehen. Im 
Liegenschaftsvertrag, mit einer Dauer von 30 Jahren werden bestimmte Raumnutzun-
gen festgehalten, die gegebenenfalls überprüft und bei Vertragsbruch der Projekte be-
straft werden können. »Weiche Faktoren« sind nicht leicht kontrollierbar, so die Beauf-
tragten. Deswegen sollte die Umsetzung zwischen den Projekten und den Fachleuten 
aus der Sozialraumplanung vereinbart werden, die hauptsächlich die Auseinanderset-
zung mit quartiersbezogenen Angeboten führen. 

Wie auch in den vorherigen Interviews gibt es in Tübingen keine Praxiserfahrung mit 
einem Monitoring der quartiersbezogenen Angebote. In der Tübinger Stadtverwaltung 
steht laut den Interviewten fortwährend zu Debatte, inwiefern ein gemeinwohlorientier-
tes Angebot vertraglich ausformuliert werden und in der Umsetzung dem Wortlaut ent-
sprechen muss. Dabei stellt sich die Frage, nach welchen Kriterien solche Aktivitäten 
geprüft werden sollten. In dem Zuge wurde erwähnt, dass es einen enormen Verwal-
tungsaufwand voraussetzen würde, kleinteilige Formulierungen der Vorgaben abzu-
stimmen und diese anschließend regelmäßig zu überprüfen. Ein klares Ergebnis oder 
eine Stellungnahme gibt es dazu bislang noch nicht. Unabhängig davon müsse das Ab-
hängigkeitsverhältnis zwischen den Projekten und der Verwaltung immer mitgedacht 
werden, um einem Austausch auf Augenhöhe nachzukommen. Bevor ein Monitoring 
der quartiersbezogenen Angebote in Erwägung gezogen wird, sollten langfristige finan-
zielle Förderprogramme entwickelt werden, die eine Realisierung der gemeinwohlori-
entierten Aktivitäten ermöglichen.  

Es wurde hervorgehoben, dass Tübingen kein Interesse an einer kleinteiligen Überwa-
chung quartiersbezogener Angebote durch die Stadtverwaltung verfolgt. Die Gesprächs-
partner*innen befürworten eine Auslagerung der Kommunikation sowie ein mögliches 
Monitoring an externe, soziale, nicht über die kommunale Verwaltung organisierte In-
stitutionen. Dadurch würde die städtische Verwaltung einerseits entlastet und anderer-
seits dem Abhängigkeitsverhältnis zwischen Verwaltung und Projekten entgegengewirkt 
werden. Für diese komplexe Aufgabe wäre die Einrichtung von professionellen Stellen 
denkbar. Des Weiteren führten die Beauftragten aus, dass in einem Modellquartier 
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institutionelle Zwischenstellen etabliert werden sollen, die in Anlehnung an eine Quar-
tiersgenossenschaft die Gestaltung sozialer Infrastruktur im Quartier übernimmt. Kon-
kret könnte dies bedeuten, dass über das Wohnen hinaus auch Energieversorgung, so-
ziale Institutionen, kulturelle Einrichtungen, die Betreuung von Kindern und Senioren, 
Bereiche der lokalen Nahversorgung und Mobilitätskonzepte sowie pflegerische und 
ärztliche Grundversorgung und weitere Dienstleistungen genossenschaftlich organisiert 
werden. Die Quartiersverwaltung und die damit einhergehenden Angebote für das 
Quartier würden somit nicht mehr primär in städtischer oder privater Hand liegen. Ob 
eine Umsetzung in einem solch weitgehenden Maßstab gelingen kann, ist noch nicht 
absehbar und wird derzeit untersucht.  

2.4 Gemeinsamkeiten und Unterschiede der vier 
kommunalen Verwaltungen im Vergleich 

Die Förderung von gemeinschaftlichen Wohnprojekten in Bezug auf Wirkung und Ge-
staltung von Quartieren ist in allen vier Städten ein zentrales Thema und ein wichtiges 
Instrument für die Steuerung der Quartiersentwicklung geworden.  

Das Ziel der Förderung von gemeinschaftlichen Wohnprojekten, Baugemeinschaften 
oder kooperativen Baugruppen, welches alle Verwaltungen verfolgen, ist die Realisie-
rung von bezahlbarem und zugänglichem Wohnraum sowie die aktive Wirkung in das 
Quartier. Alle interviewten Verwaltungen richten sich nach übergeordneten Wohn-
raumzielen, die in Form von Leitlinien, Konzepten, Beschlüssen oder Entwicklungsplä-
nen als Orientierung für die Förderung von gemeinschaftlichen Wohnprojekten dienen. 
Die inhaltlichen Fokusse und Vertiefungen unterscheiden sich je nach städtischer Ver-
waltung. Alle Befragten nannten als Förderungsstrategie die Vergabe von Liegenschaf-
ten über das Konzeptverfahren. Zudem wurde von Beratungsangeboten, Vernetzungs- 
und Informationsplattformen sowie Veranstaltungen berichtet. 

Eine regelmäßige Kommunikation mit den Projekten nimmt nach der Anhandgabe-
phase in allen interviewten Verwaltungen ab und findet über weitergehende Strukturen 
statt. In Tübingen besteht über das Sozialdezernat und die darüber organisierten Stadt-
teiltreffs ein kontinuierlicher Austausch mit städtisch geförderten Projekten. Zudem 
kommen über die »AG Gemeinwohlorientierte Akteure« unterschiedliche Vertreter*in-
nen bezüglich der Realisierung von gemeinschaftlichen Wohnprojekten zusammen, die 
der Idee der KORB in Hamburg ähnelt, über die ein regelmäßiger Austausch mit ver-
schiedenen Akteur*innen stattfindet. In Leipzig erfolgt die Kommunikation des Amts 
für Wohnungsbau und Stadterneuerung mit den Projekten über die enge Zusammenar-
beit mit dem »Netzwerk Leipziger Freiheit«, welches Gruppen in ihrer Entstehung bis 
hin zum Einzug und darüber hinaus begleitet. Auffällig ist, dass die Kommunikation 
nach der Anhandgabephase in allen Städten außer Stuttgart, über kommunal geförderte 
Institutionen weiterverfolgt wird. 
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Die Bezahlbarkeit des Wohnraums wird durch den Festpreis der Liegenschaft und die 
optionale Einbindung von gefördertem Wohnraum unterstützt. Gleichzeitig betonen 
alle Städte, dass die explodierenden Grundstückspreise eine Herausforderung für die 
Umsetzung der Projekte darstellen, die sich in den nächsten Jahren weiter verschärfen 
wird. Zudem befürworten drei der vier interviewten Verwaltungen Trägerstrukturen, 
wie das Mietshäusersyndikat und Genossenschaften, die stabile und bezahlbare Mieten 
ermöglichen. Die Gesprächspartnerin der städtischen Verwaltung aus Leipzig berichtet 
von einem Projekt, dessen Bewohnende alle einen Wohnberechtigungsschein besitzen. 

Die Wirkung in das Quartier kann erstens durch Partizipation an vorhandenen sozialen 
Nachbarschaftsstrukturen, zweitens durch die Bereitstellung der Gemeinschaftsflächen 
für soziale Träger oder/und drittens durch die Selbstorganisierung von Angeboten ent-
stehen. In Leipzig und Tübingen werden unter anderem Einschätzungen der Bedarfe für 
das Quartier seitens sozialer Institutionen genannt, damit diese über die Projekte um-
gesetzt werden. Zwar nannten alle Verwaltungen Quartiersangebote als ein ausschlag-
gebendes Kriterium bei der Frage, welche Projekte Liegenschaften im Konzeptverfahren 
zugesprochen werden, doch ließ sich gleichzeitig feststellen, dass kaum langfristige För-
dergelder für selbstorganisierte Angebote vorgesehen sind. Aktuell werden nur in Ham-
burg Gemeinschaftsflächen dauerhaft gefördert. In den anderen Städten sind Projekte 
auf kurzfristige Fördermittelakquise oder Einnahmen angewiesen. Finanziell gefördert 
werden in Tübingen die Realisierung von Stadtteiltreffs und in Leipzig die Eröffnung 
von Einrichtungen, die von den Fachämtern als benötigt eingestuft werden, wie zum 
Beispiel Familienberatungsstellen. Generell befürwortet die städtische Verwaltung 
Stuttgarts eine Installation von festen Trägern in den für die Nachbarschaft zur Verfü-
gung stehenden Räumen der Wohnprojekte, um das langfristige Funktionieren der 
Quartiersinfrastruktur sicherzustellen. 

Trotz des gemeinsamen Wunsches nach Ausstrahlung der Wohnprojekte in das Quar-
tier, sprach sich keine Verwaltung dezidiert für die Festschreibung von »weichen Fakto-
ren« aus, da dies erstens die Kreativität der Projekte einschränken würde, zweitens 
kurzlebig sein könnte, drittens Angebote oftmals an Personen gebunden seien und vier-
tens nicht objektiv quantifizierbare Sachverhalte schwer messbar seien. Der Experte 
vom Amt für Stadtplanung und Wohnen aus Stuttgart befürchtet zudem, dass explizite 
Vorgaben im Konzeptverfahren zu einer Übersättigung der Angebote im Quartier führen 
könnte. 

Die Städte schließen aus verschiedenen Gründen Kaufverträge, Erbbaurechtsverträge 
oder Liegenschaftsverträge ab. Die städtische Verwaltung Stuttgarts berichtet aufgrund 
eines Erbbauzins von 4% ausschließlich von Kaufverträgen. Das Amt Wohnungsbau und 
Stadtsteuerung in Leipzig hingegen schließt seit neuestem nur noch Erbbauverträge ab, 
in denen zukünftig die Kerninhalte der jeweiligen Konzepte bezüglich der Wirkung in 
das Quartier in einer Präambel festgehalten werden. Durch eine Zustimmungsklausel 
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im Erbbaurechtsvertrag sind Abänderungen in Bezug auf »weiche Faktoren« möglich, 
wodurch eine langfristige Einhaltung des Konzeptvorhabens erhofft wird. 

Die Fachkundigen aus Hamburg und Tübingen berichten, dass bei der finalen Übergabe 
der Liegenschaften an die Gruppen alle »harten Faktoren« überprüft werden. Der Ex-
perte in Stuttgart berichtet als einzige kommunale Verwaltung von einer bestehenden 
Berichtspflicht für gemeinschaftliche Wohnprojekte nach Einzug, die die Wohnnutzung 
und Nutzungsverteilung offenlegen. Festgelegten Vertragsstrafen betreffend der »wei-
chen Faktoren« in Form von Geldzahlungen oder Liegenschaftsentzug, stehen alle Ver-
waltungen kritisch gegenüber. Sie plädieren für Aushandlungsprozesse und Kommuni-
kation zwischen Projekten und Verwaltung. Alle Gesprächspartner*innen merken an, 
dass »weiche Faktoren« nur schwer zu evaluieren sind und finanzielle sowie personelle 
Ressourcen in den Verwaltungen fehlen, um diese zu kontrollieren. Die Agentur für Bau-
gemeinschaften in Hamburg betont außerdem, dass der Fokus von Kontrollen auch auf 
Investitionsprojekten liegen sollte, da diese einen hohen Einfluss auf die Quartiersstruk-
tur besitzen und nicht wie gemeinschaftliche Wohnprojekte von sich aus etwas im Stadt-
teil bewegen wollen. 

In Bezug auf Kontrollen der Quartiersangebote wurde von den meisten Verwaltungen 
vor einer Übersteuerung gewarnt. Der städtische Vertreter in Stuttgart merkt an, dass 
Angebote, die ehrenamtlich und stark aus der Gruppendynamik heraus entstehen, 
schwer verifizierbar sind. Bei möglichen Überprüfungen sollte immer eine unterstüt-
zende und bedarfsorientierte Herangehensweise gewählt werden. Die Beauftragten aus 
Tübingen betonen, dass vor allem die Fachleute aus der Sozialraumplanung eine Über-
sicht über Stadtteilangebote haben und die Dokumentation quartiersbezogener Ange-
bote nicht in ihrem Aufgabenfeld als Beauftragte liegt. Grundsätzlich spricht sich die 
Verwaltung für ein Auslagerung eines möglichen Monitorings aus. Selbstkontrollie-
rende Strukturen sollten geschaffen, die in Form von Quartiersinstitutionen gemein-
schaftliche Infrastrukturen organisieren. Darunter werden Organisierungsformen ver-
standen, die weder privat, noch über die städtische Verwaltung laufen. Aktuell unter-
sucht die städtische Verwaltung in Tübingen anhand eines Modellquartiers die Möglich-
keit einer Quartiersgenossenschaft, die Quartiersangebote macht und koordiniert. 

Abschließend kann gesagt werden, dass alle vier Verwaltungen quartiersbezogene An-
gebote und bezahlbaren Wohnraum begrüßen. Jedoch stoßen diese aufgrund der Indi-
vidualität der Projekte, steigender Kosten und der (nicht) vorhandenen Förderstruktu-
ren zunehmend an ihre Grenzen. Während dauerhafte finanzielle Förderung von Quar-
tiersangeboten durch Wohnprojekte in Stuttgart, Leipzig und Tübingen fehlt, stehen in 
Hamburg entsprechende Fördermittel in gewissem Umfang bereit. Alle Verwaltungen 
finden das Forschungsprojekt interessant und haben gleichzeitig ihre Bedenken in Be-
zug auf ein durch die Verwaltung durchgeführtes Monitoring quartiersbezogener Ange-
bote ausgesprochen. 
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2.5 Vorschläge und Ideen der kommunalen 
Verwaltungen zum Thema Monitoring     

Keine der vier interviewten städtischen Verwaltungen führt ein Monitoring der quar-
tiersbezogenen Angebote, wie es sich die Stabsstelle Wohnungsmarkt, Mietrecht, inno-
vative Wohnprojekte der Stadt Frankfurt vorstellt, durch. Alle Verwaltungen verfolgen 
das Interesse, die Förderung von gemeinschaftlichen Wohnprojekten bzw. Baugemein-
schaften zu optimieren und befürworten den Austausch mit anderen städtischen Ver-
waltungen zu dem Thema. Je nach Kommune sind unterschiedliche Schwerpunkte, Be-
dingungen und Herausforderungen bei der Realisierung von gemeinschaftlichen Wohn-
projekten und deren quartiersbezogenen Angeboten vorzufinden, die spezifische Her-
angehensweisen erfordern. Kommunikationsformen und -möglichkeiten, die Realisie-
rung von bezahlbarem Wohnraum, Kauf- oder Erbbaurechtsvertragsbedingungen sowie 
Dokumentation und Kontrollinstrumente spielen in Bezug auf die Umsetzung, Erfas-
sung und Überprüfbarkeit von quartiersbezogenen Aktivitäten und deren Wirkung je 
unterschiedlich wichtige Rollen. 

Aus den explorativen Interviews zu quartiersbezogenen Aktivitäten gemeinschaftlicher 
Wohnprojekte lassen sich folgende Leitlinien für Entwicklungsperspektiven ableiten:  

• Ausbau von Kommunikation und Austausch zwischen gemeinschaftlichen Wohnpro-
jekten und städtischer Verwaltung 

• Einrichtung von Vernetzungsmöglichkeiten von Angeboten im Quartier zwischen so-
zialen Initiativen und Projekten 

• Etablierung von langfristigen, niedrigschwelligen finanziellen Fördermitteln für 
quartiersbezogene Angebote und Subventionierung der Erdgeschoss-Räume für eine 
nachbarschaftliche Nutzung 

• Ausbau der Zusammenarbeit zwischen dem Amt für Wohnungswesen, dem Sozialde-
zernat und weiteren sozialen Institutionen 

• Outsourcing der Aufgaben eines Monitorings auf externe soziale institutionelle Zwi-
schenstellen 

• Bevorzugung von mietendämpfenden Rechtsformen wie Genossenschaften und 
Mietshäusersyndikats-Projekten, um die Bezahlbarkeit des Wohnraums dauerhaft zu 
sichern 

• Festschreibung der Miethöhe im Grundbuch 
• Festlegung von Vereinbarungen in einer Präambel im Erbbaurechtsvertrag 
• Vertrauen in die gemeinschaftlichen Wohnprojekte und ihr nachbarschaftliches En-

gagement 
• Mitdenken struktureller Hierarchien zwischen städtischer Verwaltung und Projekten 

bei der Monitoring-Konzeption, da Gruppen von den kommunalen Konditionen für 
die Umsetzung eines gemeinschaftlichen Wohnprojektes abhängig sind 
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• Ressourcenorientiertes Planen bezüglich Zeit, Kosten und Personal in der städtischen 
Verwaltung 

• Förderung der Angebote für das Quartier anstatt einer Bestrafung der Nicht-Reali-
sierungKontrolle und Miteinbeziehung der Großinvestoren bei der Aufstellung sozi-
aler Angebote in der Nachbarschaf 
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3 Teilprojekt 2: Resilienz und Erfahrungen 
Frankfurter Wohnprojekte mit 
Quartiersangeboten und Ideen zu möglichem 
Monitoring 

3.1 Zusammenfassung 
• Sechs Interviews mit Wohnprojekten in Frankfurt wurden durchgeführt, um die 

Resilienz ihrer Ausstrahlung ins Quartier zu untersuchen und ihre Ideen zum Thema 
Monitoring der Quartiersangebote zu sammeln. 

• Alle Projekte weisen ein beachtliches Engagement in ihren Nachbarschaften und dar-
über hinaus auf, das ihren jeweiligen Projektzielsetzungen entspringt. Trotz beste-
hender Ausstrahlung ins Quartier aufgrund umfassender Angebote, möchten viele 
der interviewten Wohnprojekte noch mehr unternehmen. 

• Alle Projekte berichteten von einer Preisstabilität ihres Wohnraums, die durch die 
Gemeinwohlorientierung der Projektträger gewährleistet ist. 

• Die Mietpreise der jüngeren Projekte sind nicht kostengünstig, was an den hohen 
Liegenschaftspreisen und Erbbauzinsen in Frankfurt liegt. Dies und der massive Pla-
nungsaufwand bei der Projektrealisierung machen den Zugang zum gemeinschaftli-
chen Wohnen exklusiv. Dadurch kann die breite Vernetzung im Quartier beeinträch-
tigt und die Diversität der Wirkungsweisen ins Quartier eingeschränkt werden. 

• Umfassende Vernetzungen im Stadtteil und darüber hinaus zuzüglich der nachhalti-
gen internen Strukturen erleichterten den Projekten die Anpassung an wiederkeh-
rende Herausforderungen. 

• Eine geringe Belastbarkeit der Gruppenressourcen schränkt die weitere Anpassungs-
fähigkeit der Wohnprojekte an die Herausforderungen ein, weshalb sie zunehmend 
auf die Miteinbeziehung externer Ressourcen angewiesen sind. So wurde ein drin-
gender Bedarf nach mehr Sozialraumplanung und fester finanzieller Förderung für 
die Gemeinschaftsräume der Wohnprojekte geäußert. 

• Fehlende Förderung und soziale Infrastruktur führen, in unterschiedlichem Ausmaß, 
zu Überforderung und Überlastung der Wohnprojekte. 

• Frankfurter Wohnprojekte stehen dem Vorhaben eines Monitorings skeptisch gegen-
über, da sie aufgrund der aktuellen Auslastung keine Mehrarbeit erbringen können. 
Stattdessen wünschen sie sich Unterstützung, persönlichen und aufsuchenden Dialog 
mit der städtischen Verwaltung sowie eine Austauschplattform für bestehende 
Wohnprojekte. 
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3.2 Erhebungsmethode 
In diesem Kapitel wird die Erhebungsmethode des Teilprojekts 2 erläutert. Es wird auf 
das Ziel des Teilprojekts (3.2.1), die geführten Interviews (3.2.2), die Forschungsme-
thode (3.2.3), den Leitfaden und die angestrebten Ergebnisse (3.2.4), die Datenstruktu-
rierung (3.2.5), Anonymisierung (3.2.6) und die Positionierung der Forscherin (3.2.7) 
eingegangen. 

3.2.1 Ziel des Teilprojekts 

Das Ziel des Teilprojekts 2 war es zu untersuchen wie gemeinschaftliche Wohnprojekte 
ins Quartier ausstrahlen und damit zu einer resilienten Quartiersentwicklung und zu 
einem preisstabilen Wohnen für die Mitte der Gesellschaft beitragen. Zusätzlich sollte 
erfragt werden, inwiefern die quartiersbezogenen Aktivitäten der Wohnprojekte selbst 
resilient sind und welche Monitoring-Ansätze für die Wohnprojekte vorstellbar und 
nützlich wären. 

Unter Resilienz wird die Fähigkeit einer Gemeinschaft verstanden, Herausforderungen 
zu absorbieren, notwendig werdende Änderungen vorzunehmen und dabei die essenzi-
ellen Funktionen, Strukturen und Identität beizubehalten (Longstaff et al. 2010). Die 
Einschätzung der Resilienz setzt die Evaluation der Belastbarkeit der Gruppenressour-
cen (der Ressourcenmenge, -diversität und -leistungsstärke) und der Anpassungsfähig-
keit der Gruppe (externe Vernetzung, gemeinschaftliches Lernen und Kommunizieren) 
voraus. Das Verhältnis der Anpassungsfähigkeit zur Belastbarkeit ist das Entscheidende 
einer solchen Evaluation: Eine hohe Resilienz weist diejenige Gemeinschaft auf, die an-
passungsfähig und belastbar ist. Zur Resilienzoptimierung kann auch eine Schwer-
punktsetzung auf eines der Attribute beitragen: Eine Gemeinschaft mit geringer Res-
sourcenbelastbarkeit könnte durch ihre flexible Anpassungsfähigkeit innovative Um-
gangsweisen mit der herausfordernden Situation entwickeln und andersherum. 

3.2.2 Interviews im Überblick 

Das Teilprojekts 2 beinhaltete die Durchführung von sechs Interviews mit Wohnprojek-
ten, die in oder ohne Kooperation mit der Stadt Frankfurt, im Rahmen des im Bauland-
beschluss festgelegten Konzeptverfahrens (Stadt Frankfurt am Main 2020), ihre Wohn-
ansätze umsetzen. Zwei der Projekte befanden sich zum Zeitpunkt des Interviews noch 
vor dem Hausbezug, die anderen existierten bereits zwischen zwei und sieben Jahren. 
Die noch nicht oder erst kürzlich realisierten Projekte werden im Folgenden mitunter 
als Neubauprojekte zusammengefasst. 

Die Vorauswahl der zu interviewenden Projekte wurde vonseiten der Stabsstelle Woh-
nungsmarkt, Mietrecht und innovative Wohnprojekte des Amtes für Wohnungswesen 
Frankfurt durchgeführt und durch die Autorin eingegrenzt. Ziel war es möglichst 
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unterschiedliche Konzepte abzubilden. Die Interviews dauerten zwischen einer bis zwei 
Stunden. Als Interviewmethode wurden Gruppendiskussionen angestrebt. Wo die zeit-
liche Auslastung der Wohnprojekte dies nicht zuließ, wurden Fachinterviews mit einzel-
nen Personen aus den Projekten durchgeführt. 

In zwei der sechs Fälle konnten vollständige Gruppendiskussionen durchgeführt wer-
den. In zwei Projekten nahmen jeweils zwei Personen an den Interviews teil, wobei die 
rege Diskussion unter den Interviewten mit einer Situation einer Gruppendiskussion 
vergleichbar ist. In zwei weiteren Interviews wurden die Projekte von je einer Person 
vertreten, wovon ein Wohnprojekt den Fragenkatalog zur Vorbesprechung in der 
Gruppe erhielt und somit in seiner Gesamtheit der Meinungen im Interview abgebildet 
werden konnte. 

3.2.3 Forschungsmethode  

Die Gruppendiskussion als Forschungsmethode erlaubt es einen Gesprächskontext her-
zustellen, der dem Alltag der Beteiligten ähnelt und in dem ein kollektives Wissen gene-
riert werden kann (Bohnsack 1999). Die Teilnehmenden erhielten die Möglichkeit, ihren 
Standpunkt in Bezug auf Förderbedarfe und Monitoring-Ansätze im Austausch mit an-
deren Teilnehmenden zu artikulieren und die geteilten Erfahrungen kollektiv zu reflek-
tieren. Für diese Gesprächssituation wurden offene Fragen als Erzählanlässe vorformu-
liert und im Laufe des Interviews durch konkrete Nachfragen ergänzt. Auf diese Weise 
kristallisierte sich die Gruppenmeinung zum Thema Ausstrahlung ins Quartier als ein 
Produkt der kollektiven Aushandlung und gegenseitigen Ergänzung heraus. Waren nur 
Einzelgespräche statt einer Gruppendiskussion möglich, wurde die jeweilige Person als 
Expertin für das Thema Quartiersangebote befragt.  

3.2.4 Leitfaden und angestrebte Ergebnisse 

Es wurden zwei Leitfäden einwickelt, einer für Gruppendiskussionen und einer für Ein-
zelinterviews. Auf die jeweilige Methode angepasste Fragestellungen wurden in zwei Be-
reiche unterteilt: Im ersten Bereich wurde die Resilienz der Ausstrahlung der gemein-
schaftlichen Wohnprojekte ins Quartier untersucht; im zweiten wurden Ideen zu mög-
lichen Monitoring-Ansätzen generiert. Im Folgenden werden diese Themenabschnitte 
genauer dargestellt. 

Beim Thema Resilienz wurde von den Erfahrungen der bestehenden Projekte und von 
den konzeptionellen Überlegungen der in Entwicklung befindlichen Projekte ausgegan-
gen. Die Fragen benhalteten, welche Ziele mit der Quartiersausstrahlung verbunden 
werden, welche Ressourcen dafür benötigt werden, welche externen Rahmenbedingun-
gen förderlich oder hinderlich für eine Weiterentwicklung der Quartiersagebote sind 
und inwiefern die Vernetzung innerhalb sowie jenseits der Projekte funktioniert. In 



Monitoring, Vernetzung und Auswertung gemeinschaftlichen Wohnens in Frankfurt am Main 

34 

diesem Abschnitt wurde außerdem angeboten, die Unterstützungsbedarfe dezidiert zu 
äußern. 

Im zweiten Abschnitt tauschten sich die Gesprächsteilnehmenden über die Gestaltung 
eines für sie nützlichen Monitorings aus. Hier artikulierten sie Wünsche, Befürchtungen 
und machten konkrete Vorschläge. 

3.2.5 Datenstrukturierung 

Um die Datenverarbeitung zu ermöglichen, wurden die Gespräche vor Ort von der Kol-
legin protokolliert und die Interviewaufnahmen anschließend vollständig transkribiert. 
Die Transkriptionen und Protokolle wurden im Hinblick auf zentrale Argumente und 
besondere oder emotionale Momente untersucht. Bei der Strukturierung der gewonne-
nen textlichen Elemente diente das Konzept der Resilienz zur Orientierung, wobei pro-
jektspezifische Eventualitäten die Reflexion der Resilienzdefinition förderten. 

Das Konzept der Resilienz strukturiert somit die Ergebnisse: Ziele der Ausstrahlung ins 
Quartier sind mit ihren praktischen Umsetzungen (konkreten Quartiersangeboten und 
sonstigen Vorgehensweisen) und mit den Ressourcen eines Wohnprojekts verbunden. 
Die Oberkategorie »Ressourcen« setzt sich wiederum aus räumlichen und finanziellen 
Ressourcen, internen und externen Vernetzungen sowie der Gruppendynamik zusam-
men. Die Miethöhe wurde ebenfalls als ein Teilaspekt aufgefasst, da sie sich direkt oder 
indirekt auf andere Kategorien, wie zum Beispiel auf Angebotskonzeption, Gruppendy-
namik und externe Vernetzung, auswirkt und an sich einen Beitrag zum Quartier leisten 
kann. Die Kategorie »Angebote« setzt sich aus den erfolgreichen nachbarschaftlichen 
Aktivitäten und den kommunizierten Unterstützungsbedarfen zusammen. Beim Thema 
Monitoring wurden die Ergebnisse kumuliert in Textform dargestellt, da hier die Ideen 
der Projekte sich gegenseitig ergänzten. Die Tabelle »Resilienz gemeinschaftlicher 
Wohnprojekte in Frankfurt« (siehe Anhang II) fasst die Ergebnisse systematisch zusam-
men. 

3.2.6 Anonymisierung 

In den Interviewsituationen wurde den Befragten angeboten, die Anonymisierungs-
weise mitzubestimmen. Es wurde vereinbart, dass die Projektnamen beibehalten wer-
den, persönliche Daten der Interviewten vollständig anonymisiert werden und eine 
Möglichkeit besteht Aussagen zurückzunehmen. Im Verlauf der Ergebnissicherung ist 
dem Forschungsteam aufgefallen, dass in den Interviews getätigte Aussagen mit Einzel-
personen in Verbindung gebracht werden können, weshalb die Projektnamen durch 
Nummern (1-6) ersetzt wurden. Außerdem wurden weitere Projektspezifika (wie zum 
Beispiel Quartiersnamen) anonymisiert. Die Ergebnisse der Wohnprojekt-bezogenen 
Abschnitte der Übersichtstabelle und des Berichts wurden zur Überprüfung der Anony-
misierung an die jeweiligen Projekte zugeschickt. 
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3.2.7 Positionierung der Autorin 

Um die Interpretationen der Daten für die Lesenden nachvollziehbar zu machen, sollte 
hier kurz auf die soziale Position der Forscherin eingegangen werden. Für mich, als mig-
rantische und dem studentischen Prekariat angehörige Angestellte, war die tieferge-
hende Auseinandersetzung mit dem freiwilligen gemeinschaftlichen Wohnen, Leben 
und Kreieren neu. In meinem Herkunftsland hat der gemeinschaftliche Wohnansatz ei-
nen Zwangscharakter, da er stark mit den ärmlichen Wohnverhältnissen der Arbeiter-
klasse in Verbindung steht, die bis heute in verschwindenden historischen Restbestän-
den und in Form des ausweglosen, mehrgenerationalen familiären Wohnens fortexistie-
ren. So stellen meine Migration und höhere Bildung für mich einen Ausweg aus diesen 
Wohnverhältnissen dar, wogegen das gemeinschaftliche Wohnen für die Befragten ein 
Ausweg aus den hierzulande üblichen unsicheren und tendenziell isolierenden Lebens-
verhältnissen bedeutet. So fühlte ich mich mit den Befragten verbunden, die ebenfalls 
versuchen ihre Vorstellung der selbstbestimmten Lebensgestaltung umzusetzen und da-
bei mit institutionellen Herausforderungen konfrontiert sind. Dies schlägt sich im Fol-
genden darin nieder, dass ein Fokus auf der berichteten Überlastung der Wohnprojekte 
liegt. 

3.3 Ergebnisse: Resilienz gemeinschaftlicher 
Wohnprojekte in Frankfurt 

Im folgenden Abschnitt werden die Ergebnisse der sechs unterschiedlichen Wohnpro-
jekte einzeln dargestellt (für die Übersicht siehe Anhang II). Zunächst wird auf Preis-
günstige und stabile Mieten für die Mitte der Gesellschaft (2.3.1) eingegangen. Danach 
wird das Interview mit dem Projekt 1: Pioniere des gemeinschaftlichen Wohnens in 
Frankfurt am Main (3.3.2), Projekt 2: Kritische Begleitende der Geschehnisse im Quar-
tier (3.3.3), Projekt 3: Nachhaltiges Wohnen als Vorbild für die Nachbarschaft, Projekt 
4: Interaktive Wirkung gemeinschaftlichen Wohnens (3.3.5), Projekt 6: Individuelle 
Entwicklung gestützt durch Gemeinschaft (3.3.6) sowie Projekt 6: Gemeinschaftliches 
Wohnen als Verbindungselement im Quartier (3.3.7) jeweils erläutert. Daran anschlie-
ßend werden aus den Ergebnissen der geführten Interviews Schlussfolgerungen (3.3.8) 
gezogen. 

3.3.1 Preisgünstige und stabile Mieten für die Mitte der Gesellschaft 

Vorab lässt sich sagen, dass alle interviewten Wohnprojekte eine Stabilität der Miethöhe 
aufgrund ihrer gemeinwohlorientierten Rechtsformen garantieren. Lediglich Projekt 2 
und 6 thematisierten das Risiko einer Mieterhöhung im Falle des Ausfalls der Erdge-
schossnutzungen, was die trägerunabhängige Gestaltung der Erdgeschossräume ein-
schränkt und eine Überforderung der Wohnprojekte bedeuten würde. Dies wird in den 
Abschnitten zu den beiden Projekten erläutert.  
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Die Neubauprojekte 3 bis 6 schilderten, dass aufgrund des hohen Erbbauzinses und der 
aktuellen Baumaterialknappheit ihre Mietpreise hoch sind, was die Projekte exklusiv 
macht. Projekte 3, 5 und 6 berichteten zudem, dass die Mietpreise in ihren Wohnpro-
jekten höher sind als in der umliegenden Nachbarschaft. 

3.3.2 Projekt 1: Pioniere des gemeinschaftlichen Wohnens in Frankfurt 

Das Gespräch mit dem Wohnprojekt 1 dauerte zwei Stunden und wurde mit zwei Perso-
nen geführt. Das Projekt lässt sich als eines der Pionierprojekte in Frankfurt charakteri-
sieren, da es bereits 2002 ohne städtische Förderung realisiert wurde. Der Träger des 
Wohnprojekts 1 ist eine öffentliche Wohnungsbaugesellschaft. Das Projekt ist eher klein 
– es wird von 12 Erwachsenen und 4 Kindern bewohnt.  

Die inhaltliche Ausrichtung des Projekts sieht folgende Grundpfeiler vor: Mehrgenera-
tionen-Wohnen, behindertengerechtes Wohnen, preisgünstiges Wohnen, Kommunika-
tion und Sorge für das Umfeld innerhalb und außerhalb des Projekts. Die Idee des ge-
meinschaftlichen Wohnens voranzutreiben, ist ebenfalls wichtig für das Projekt, wes-
halb sich die Anwohnenden bei vielen Vernetzungstreffen des Netzwerks für gemein-
schaftliches Wohnen (o. J.) und darüber hinaus engagieren. Zum Beispiel berichteten 
die Interviewten von regem Austausch mit weiteren Wohnprojekten, die gemeinschaft-
liches Wohnen konzipieren und/oder umsetzen. 

In Übereinstimmung mit diesen Zielsetzungen zählten die Interviewteilnehmenden viel-
fältige Aktivitäten des Wohnprojekts auf, die in das Quartier ausstrahlen: Vermietung 
des gemeinschaftlichen Raumes im Erdgeschoss (etwa für Familienfeste und sonstige 
Veranstaltungen) und offene Aktivitäten mit der Nachbarschaft, unter anderem auch 
Sonntagscafés, jährliche Nachbarschaftsfeste, Gestaltung der Hochbeete und Grünflä-
chen, Sharing-Schrank. Trotz dieser umfangreichen Angebote äußern die Befragten die 
Sorge, dass ihre Ausstrahlung ins Quartier nicht ausreichend ist. 

Als Basis ihrer Ausstrahlung nannten die Interviewbeteiligten ihre starke Vernetzung in 
die Nachbarschaft und darüber hinaus, die zur Sensibilisierung für die Idee des gemein-
schaftlichen Wohnens und Lebens allgemein beiträgt. Bei diesem Thema wurde berich-
tet, dass das Projekt und die Anwohnenden in ihrem Umfeld gut vernetzt sind (aufgrund 
der biographischen Verankerung der Interviewteilnehmenden im Quartier und des lan-
gen Bestehens des Wohnprojekts) und in Verbindung mit ihrem innovativen, gemein-
schaftlichen Wohnkonzept gebracht werden. Als Problem in diesem Kontext wird die 
fehlende Kontinuität der Kommunikation identifiziert, mittels derer die Angebote be-
worben werden: Das kleine Projekt hat keine Kapazitäten, um eigenständig die Nach-
barschaft ausreichend über ihre Aktivitäten zu informieren. Daher wäre eine Plattform, 
auf der die Projekte und weitere lokale Initiativen ihre Angebote bewerben und sich über 
aktuelle Themen austauschen können, seitens Wohnprojekt 1 erwünscht. Darüber hin-
aus wünschen sich die Teilnehmenden ein Quartiersmanagement in ihrer 
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Nachbarschaft, welches eine vernetzende Funktion erfüllen könnte. Ansonsten bedarf 
es laut der Interviewteilnehmenden finanzieller Hilfestellung bei der Vernetzung mit 
Initiativen und der Bewerbung der Quartiersangebote. 

Die Anwohnenden des Wohnprojekts 1 sind engagiert, nehmen an den regulären Orga-
nisationstreffen teil und übernehmen Verantwortung in Bezug auf Quartiersangebote. 
Dadurch, dass das Wohnprojekt eher klein ist und die Anwohnenden anderweitig beruf-
lich und familiär ausgelastet sind, sind die Gruppenressourcen für die Wirkung ins 
Quartier eingeschränkt. Zum Beispiel wird die meiste Verwaltungs- und Organisations-
arbeit, die aufgrund der Vermietungen der Erdgeschossräume und Planung der Feste 
anfällt, von einer Person übernommen. Die Gemeinschaft versucht sonstige Aufgaben 
auf die Mitglieder so zu verteilen, dass alle mittelbar zu den Angeboten ins Quartier bei-
tragen, indem sie entsprechend ihrer persönlichen Ressourcen, Fähigkeiten und Inte-
ressen das Zusammenleben mitgestalten. Für die meisten Aufgaben hat das Projekt zu-
dem Backup-Verantwortliche vorgesehen. Angepasst an die bestehenden, eher einge-
schränkten Gruppenkapazitäten wird versucht mithilfe der lang bestehenden Vernet-
zung mit dem Umfeld aktiv mit der anstatt für die Nachbarschaft zu sein: So beteiligen 
sich die Nachbar*innen an der Veranstaltungsorganisation in den Erdgeschossräumen 
und stoßen gemeinschaftliche Aktivitäten (wie zum Beispiel gemeinsames Stricken) an.  

Des Weiteren berichteten die Interviewten, dass bei der Suche nach neuen Projektmit-
gliedern Jüngere favorisiert wurden, obwohl die Älteren im Projekt in der Minderzahl 
sind und sich mehr Gleichaltrige im Kollektiv wünschen. Die Suche nach eher jüngeren 
Projektmitgliedern wurde damit begründet, dass bei älteren Interessierten ein Pflege-
aufwand entstehen könnte. Dies kann aus der Sicht der Forscherinnen einen Bedarf 
nach einem einfachen Zugang zu Pflegeangeboten signalisieren. Zudem wurden Fami-
lien bei der Suche nach neuen Mitgliedern bevorzugt, da es für diese Zielgruppe beson-
ders schwer ist, einen ausreichenden und günstigen Wohnraum zu finden. Daran ist der 
gemeinwohlorientierte Ansatz des Wohnprojekts erkennbar. 

Die institutionelle Einbettung des Wohnprojekts in eine Trägerstruktur als Form der 
formellen Vernetzung bietet den Anwohnenden eine zentrale Ansprechperson an. So 
können Neuanschaffungen des Projekts unterstützt und in einzelnen Fällen Bewerbun-
gen der Veranstaltungen durch das öffentliche Wohnungsbauunternehmen übernom-
men werden. Auch die Verbindung mit dem Netzwerk für gemeinschaftliches Wohnen 
in Frankfurt wird von den Teilnehmenden positiv bewertet. Eine negative Entwicklung 
erfährt die Beziehung des Projekts zum Ortsbeirat, der in der Vergangenheit finanzielle 
Unterstützung für Neuanschaffungen und Durchführung der Quartiersangebote bereit-
stellte. Die Teilnehmenden bedauern das Wegfallen dieser Unterstützungsquelle. 

Trotz der stabilen Trägerstruktur ist das Projekt mit weiteren Schwierigkeiten im Be-
reich der finanziellen Ressourcen konfrontiert. Nur durch eine kontinuierliche und 
strukturierte Vermietung der Erdgeschossräume konnte eine positive Gesamtbilanz des 
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Projekts im Jahr vor der Covid-Pandemie erreicht werden. Aufgrund der Hygienemaß-
nahmen konnten seit Beginn der Pandemie wenige bis keine Vermietungen vorgenom-
men werden, weshalb sich die finanzielle Lage des Projekts wiederholt anspannt. Die 
Interviewteilnehmenden suggerierten, dass als Reaktion auf die finanziellen Probleme 
eine erhöhte Miete für die Nutzung der Gemeinschaftsräume verlangt werden könnte. 
Solch eine Entwicklung würde die Wirkung des Projekts nach außen, nämlich die Be-
reitstellung der Räumlichkeiten für niederschwellige und private Aktivitäten, einschrän-
ken.  

Abschließend lässt sich sagen, dass das Projekt aufgrund seiner Gruppendynamiken, 
starken Anbindung ans Quartier sowie gemeinschaftlich geteilten inhaltlichen Ausrich-
tung eine hohe Anpassungsfähigkeit gegenüber Herausforderungen, etwa in Form der 
Covid-Pandemie, aufweist. Zum Beispiel wirkt das Projekt einer Überlastung der Pro-
jektmitglieder entgegen, indem die anfallenden Aufgaben den persönlichen Interessen 
und Ressourcen der Einzelnen entsprechend verteilt werden und indem die Nachbar-
schaft dazu eingeladen wird, sich bei der Organisation der offenen Veranstaltungen im 
Erdgeschossraum zu beteiligen. Gleichwohl hat die Belastbarkeit der finanziellen Res-
sourcen des Wohnprojekts auch Grenzen aufgrund der pandemischen Hygienemaßnah-
men und der weggefallenen Unterstützung seitens des Ortsbeirats. So wünschen sich die 
Interviewten eine Zugangsmöglichkeit zu einer externen Unterstützung in Form einer 
Vernetzungsplattform oder eines Quartiersmanagements, die zur nachhaltigen Vernet-
zung im Quartier und folglich zur Aufrechterhaltung der Projektresilienz beitragen 
könnten. Aus der Sicht der Forscherinnen lässt sich aus den Diskussionsergebnissen mit 
dem Wohnprojekt 1 zudem ein Bedarf nach einer zuverlässigen Finanzierung des Erd-
geschosses ableiten. 

3.3.3 Projekt 2: Kritische Begleitende der Geschehnisse im Quartier 

Das zweite interviewte Wohnprojekt besteht seit 2019 und ist mit 42 Anwohnenden das 
größte in der Auswahl. Wohnprojekt 2 hat ein Konzeptverfahren der Stadt Frankfurt 
gewonnen und ist Teil des Mietshäusersyndikats. Die Diskussion mit drei Mitgliedern 
des Wohnprojekts dauerte eine Stunde. 

Mit der Ausstrahlung ins Quartier verbindet das Wohnprojekt folgende Zielsetzungen: 
Die für die Öffentlichkeit zugänglichen oder einsehbaren Räume sollen für die Vernet-
zung diverser Initiativen und für künstlerische Interventionen in das politische und ge-
sellschaftliche Geschehen im Viertel genutzt werden. Zudem sollen Orte des Dialogs ge-
schaffen werden, die sich gesellschaftlichen Ausschlüssen, die das Quartier prägen, aktiv 
entgegenstellen.  

Die Gesprächsteilnehmenden unterscheiden zwischen dem Engagement des Gesamt-
kollektivs und der Gestaltung der Räume im Erdgeschoss. Das Projekt selbst führt Akti-
onen im Quartier durch und leistet eine umfassende Pressearbeit, mit der sie die 
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Entwicklungen in der Nachbarschaft kritisch begleiten. Somit schließt die umfassende 
Selbstverwaltungsstruktur des Wohnprojekts 2, die von der Buchhaltung bis zu den Re-
flexionen der Gruppendynamiken reicht, auch die Konzeption der kritischen Interven-
tionen in das Leben des Quartiers ein. Zusätzlich zu dem Engagement des Wohnprojekts 
werden auch die Erdgeschossräume in Übereinstimmung mit den Zielen gestaltet: Einer 
der Räume steht für Ausstellungen und weitere künstlerische Praktiken zur Verfügung, 
die auch von außen durch große Fensterflächen für die Öffentlichkeit einsehbar sind; 
der zweite Raum kann von (lokalen) Initiativen und Vereinen genutzt werden; der dritte 
Raum soll rassismuskritischen Initiativen zur Vernetzung und zum Austausch dienen. 
Dort finden unter anderem diskriminierungskritische Beratungen und interne Treffen 
statt.  

Damit die Gestaltung der Räume im Erdgeschoss auch für externe Interessierte oder die 
Nachbarschaft zugänglich ist, wurden zwei Vereine gegründet, die sich dezidiert mit der 
Raumorganisation auseinandersetzen. Die Vereine müssen Finanzierung und Nutzende 
organisieren, wobei das Letztere einfacher sei, da sich kontinuierlich Gruppen finden, 
die an der Raumnutzung interessiert sind. Die Finanzierungssuche für die Raumnut-
zung dagegen belastet die Vereine und das Wohnprojekt stark, da beim Fehlen finanzi-
eller Mittel die Kosten vom Wohnprojekt selbst getragen werden müssen: Die Ausgaben 
werden auf die Miete umgelegt. Um ihre Kosten decken zu können und damit vermittelt 
auch eine günstige und preisstabile Miete im Wohnprojekt zu sichern, sind die Vereine 
ständig darum bemüht Anträge für die Raumfinanzierung zu stellen. Eine Förderung 
muss oft bei mehreren Institutionen beantragt werden, da einzelne Förderbeträge für 
die vollständige Kostendeckung nicht ausreichen. Diese Art der Vereinsarbeit ist laut 
den Interviewteilnehmenden aufgrund komplizierter Antragstellungsverfahren und ge-
ringer Förderbeträge mit einem großen Aufwand sowie einer kontinuierlichen Unsicher-
heit verbunden. In diesem Kontext wurde thematisiert, dass eine zentrale, fixe und ein-
fach zugängliche Förderung, die eventuell von der Stabsstelle des Amts für Wohnungs-
wesen angeboten würde, der Überlastung des Projekts entgegenwirken könnte. 

Das Fehlen einer kontinuierlichen Finanzierung hat sich auch auf die Raumgestaltung 
der Erdgeschossflächen im Wohnprojekt 2 ausgewirkt. Das Projekt entschied sich für 
eine Raumaufteilung und gegen die Einrichtung eines größeren Multifunktionsraumes, 
welcher attraktiver, aber finanziell nicht tragbar gewesen wäre. Die gewählte Raumauf-
teilung verhindert im Kontext der pandemischen Hygienemaßnahmen bestimmte Nut-
zungen, etwa offene und niederschwellige Angebote für Kinder oder für die Nachbar-
schaft.  

Aspekte wie niederschwellige Angebote für Kinder und die Nachbarschaft tangieren zu-
dem ein weiteres Gesprächsthema. Die Teilnehmenden haben geschildert, dass für so-
ziale Angebote solcher Art im Projekt, neben den bereits durch Selbstverwaltung und 
Finanzierungsfindung ausgelasteten Kapazitäten, oft die passenden, im Quartier 
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erforderlichen sozialarbeiterischen Kompetenzen fehlen. Es wurde zudem berichtet, 
dass es schwierig ist einen unabhängigen Träger für solche Aufgabenbereiche zu finden. 
Eigenständig und ohne – entlohnte – Unterstützung kann das Wohnprojekt solche An-
gebote nicht realisieren. Deshalb wünscht sich das Projekt mehr soziale Arbeit für ihre 
Nachbarschaft.  

Weitere Abhilfe könnte ein Quartiersmanagement oder ein Stadtteilbüro leisten. Für die 
Interviewten ist es bei diesem Thema wichtig, dass eine Anlaufstelle geschaffen wird, die 
mehr Vernetzung verschiedener Gruppen im Viertel schafft und Quartiersbedarfe qua-
lifiziert abschätzen kann. Diesen Überlegungen des Wohnprojekts liegt ihre Wahrneh-
mung der nachbarschaftlichen Struktur und der Vernetzungsinitiativen im Quartier zu-
grunde. Die lokalen Organisationen sind stark von Gewerbetreibenden geprägt, die den 
Großteil der Nutzung im Quartier ausmachen. Das Wohnprojekt 2 beteiligt sich zwar 
kritisch an den Quartiersvereinen und Festen im Viertel, pflegt Bekanntschaften zu ein-
zelnen Personen in der Nachbarschaft und steht darüber hinaus mit diversen stadt- und 
bundesweiten Initiativen in Kontakt. Die Diskussionsteilnehmenden bedauern jedoch 
die eingeschränkte Einbindung vor Ort, die zum Teil aus der fehlenden biographischen 
Verankerung der Projektmitglieder im Quartier resultiert und der ein Stadtteilbüro ent-
gegenwirken könnte.  

In Bezug auf die Resilienz der Ausstrahlung ins Quartier des Wohnprojekts 2 hat sich 
gezeigt, dass aufgrund einer nachhaltigen Selbstverwaltungsstruktur und weitreichen-
den Zusammenarbeit mit Kunstschaffenden und Vereinen von einer flexiblen Anpas-
sungsfähigkeit ausgegangen werden kann. Die Auslastung mit Tendenz zur Überlastung 
der Projektmitglieder bei der Vernetzung vor Ort und Finanzierung der Erdgeschoss-
räume deutet aber auf eine geringe Belastbarkeit der Gruppenressourcen hin. Dies 
schränkt die Anpassungsfähigkeit des Projekts ein, solange keine externe Unterstützung 
zur Verfügung steht. Die Resilienz von Wohnprojekt 2 steht in Zukunft vor Herausfor-
derungen. 

3.3.4 Projekt 3: Nachhaltiges Wohnen als Vorbild für die Nachbarschaft 

Das Online-Videointerview mit einer Person aus dem Wohnprojekts 3 dauerte etwa eine 
Stunde. Zum Zeitpunkt des Gesprächs befand sich das Projekt kurz vor dem Hausbezug, 
weshalb es noch keine Erfahrungen zu den Quartiersangeboten gab. Der Neubau, da-
runter auch eine Wohngemeinschaft für Menschen mit Behinderung, soll ein Zuhause 
für 25 Personen werden. Der Fokus des Interviews wurde auf die bisherigen Überlegun-
gen des Projekts zu den Themen Ausstrahlung in die Nachbarschaft, Kommunikation, 
Unterstützungsbedarfe und Herausforderungen gelegt.  

Bereits zu Beginn des Interviews wurde deutlich, dass das Wohnprojekt durch seine Ein-
gliederung in eine Traditionsgenossenschaft organisatorisch und planerisch stark ent-
lastet ist. Diverse Aspekte der Kommunikation, die mit der Projektrealisierung 
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zusammenhängen, werden vom Träger übernommen. Der Gemeinschaftsraum wird 
durch genossenschaftliche Fördertöpfe finanziert, was eine Ausnahme in Bezug auf die 
anderern interviewten Projekte darstellt. Die interviewte Person berichtete zudem von 
einer Gestaltungsfreiheit im 60 m² großen Multifunktionsraum im Erdgeschoss, der von 
Genossenschaftsmitgliedern und Projektanwohnenden mietfrei genutzt werden kann.  

Sie schilderte, dass es zu den grundlegenden Zielen des Projekts gehört spekulations-
freien Wohnraum zu schaffen. Dieses Thema hat eine besondere Relevanz angesichts 
der kritischen Situation auf dem Frankfurter Wohnungsmarkt. Ein weiteres ausgeführ-
tes Ziel des Projekts ist die nachhaltige Gestaltung des Zusammenlebens, die bereits bei 
der Bauphase durch die Nutzung ökologischer Materialien und Möblierung sowie Mit-
einbeziehung ökologischer Versorgungskonzepte (zum Beispiel des Mobilitätskonzepts) 
berücksichtigt wird. Auch weitere Ziele wurden im Rahmen eines Workshops, der neben 
den fortlaufenden Mitgliedertreffen stattfand, gemeinschaftlich ausformuliert. Deren 
Umsetzung wird aber erst nach dem Einzug des Projekts erfolgen, weshalb zum Zeit-
punkt des Interviews keine konkreten Vorhaben besprochen werden konnten.  

Unter Ausstrahlung ins Quartier wird einerseits eine Vorbildfunktion verstanden, die 
durch das sichtbar nachhaltige und gemeinschaftliche Wohnen an sich entstehe. Ande-
rerseits sind auch die im Multifunktionsraum und auf den Außenflächen geplanten Ak-
tivitäten und Veranstaltungen des Projekts (wie zum Beispiel gemeinsames Gärtnern 
oder Diskutieren), die mit der Nachbarschaft stattfinden sollen, ein Teil der Ausstrah-
lung. 

Beim Thema Vernetzung in der Nachbarschaft wurde berichtet, dass bereits Kontakte 
mit den lokalen Vereinen und den direkten Nachbar*innen geknüpft wurden. Hier schil-
derte die befragte Person, dass eine Miteinbeziehung der Quartiersbedarfe in die Kon-
zeptionalisierung des Wohnprojekts nicht stattfand, da die Projektmitglieder im Quar-
tier noch nicht verankert sind und von außen keine Angebote an die Nachbarschaft her-
antragen wollen. Dagegen soll der direkte Austausch mit der Nachbarschaft nach dem 
Einzug die Entwicklung passender Quartiersangebote fördern. Zudem sei wünschens-
wert, dass das Wohnprojekt in die stadtplanerischen Entscheidungen miteinbezogen 
wird, womit die Teilhabe der Projektmitglieder an den Entwicklungen vor Ort gefördert 
würde. Die hier zusammengefasste Darstellung der Beziehung zur Nachbarschaft 
könnte auf einen Bedarf nach einer lokalen Vernetzungsstelle, wie einem Stadtteilbüro, 
hindeuten.  

Ein interessanter Aspekt, der nur in diesem Interview ausführlich angesprochen wurde, 
ist die doppelte Schwierigkeit für Wohnprojekte, gefördertes Wohnen zu integrieren. 
Zum einen ist die Finanzierung für gefördertes Wohnen unzureichend angesichts der 
aktuellen Baukosten: Die Genossenschaft des Wohnprojekts 3 müsste pro Quadratmeter 
Wohnfläche 12 € einnehmen, darf aber in der Förderung nur 7,5 € einnehmen. Die Ge-
nossenschaft wird mit 3 € pro Quadratmeter über den Förderweg 1 unterstützt, was zu 
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einem Fehlbetrag von 1,5 € führt, der auf andere Mietende umgelegt werden müsste. 
Zum anderen bestehen im Zusammenhang mit dem kommunal geförderten Wohnen 
bürokratische Hürden und Zugangsbeschränkungen, die das Handeln der Wohnge-
meinschaft einschränken. Aus diesen Gründen entschied sich Wohnprojekt 3 dagegen, 
geförderte Wohnungen einzubeziehen, obwohl dies zu den eigenen Zielsetzungen pas-
sen würde. Bei diesen Herausforderungen im kommunalen Kontext müsse, so die be-
fragte Person, ein Vorkaufsrecht für Genossenschaften geschaffen werden, damit mehr 
preisgünstiges Wohnen realisiert werden kann. 

In Bezug auf Resilienz lassen sich im Fall des Wohnprojekts 3 keine belastbaren Schluss-
folgerungen ziehen, da es zum Zeitpunkt des Interviews noch nicht eingezogen war. Des-
halb standen planerische und technische Herausforderungen im Vordergrund, Quar-
tiersangebote sollen erst nach dem Einzug konkretisiert werden. Im Vergleich zu ande-
ren Neubau-Wohnprojekten wurde jedoch deutlich, dass eine Anbindung an eine Ge-
nossenschaft eine enorme Entlastung für kollektive Ressourcen mit sich bringt, was wie-
derum eine nachhaltige und langfristige Entwicklung des Projekts unterstützt. Somit ist 
eine hohe Belastbarkeit des Projekts zu vermuten. Die Anpassungsfähigkeit, welche 
maßgeblich von der internen, formellen und informellen Vernetzung des Wohnprojekts 
abhängt, kann sich jedoch erst nach dem Einzug entfalten. 

3.3.5 Projekt 4: Integrative Wirkung gemeinschaftlichen Wohnens 

Die Diskussion mit drei Vertretenden des Wohnprojekts 4 dauerte etwa eineinhalb 
Stunden. Das vom Investor realisierte Projekt wird von einer Körperschaft des öffentli-
chen Rechts an die Projektmitglieder vermietet. Er tritt dabei als Eigentümer und der 
Träger zugleich als Generalmieter und Vermieter auf. Zudem betreibt der Träger eine 
öffentliche Einrichtung zur Unterstützung für eine marginalisierte Gruppe auf einem 
Teil des Projektgeländes, bei der sich die Anwohnenden des Wohnprojekts engagieren. 
Das U-förmige Gebäude des Projekts umfasst 24 Wohnungen, die Wohnraum für 31 Per-
sonen bieten, und umschließt eine Grünfläche. Die Hälfte der Anwohnenden muss laut 
Konzept einen Anspruch auf gefördertes Wohnen (Förderweg 2) haben. Über diese För-
derung hinaus und unabhängig vom Konzeptverfahren wurde das Projektvorhaben 
durch die Stadt Frankfurt unterstützt. 

Die Diskussionsteilnehmenden streben seit dem Einzug an, ein solidarisches Zusam-
menleben, innerhalb der Gruppe und darüber hinaus, zu entwickeln. Das gemeinschaft-
liche Wohnen soll dabei eine besondere »integrative Wirkung« entfalten, indem es ei-
nen positiven Rahmen für das Miteinander des heterogenen Projektkollektivs, der von 
dem öffentlichen Träger betreuten Gruppe und der Nachbarschaft schafft. Die Aktiven 
des Projekts sehen sich jedoch mit vielen Herausforderungen konfrontiert, die das Er-
reichen der gemeinschaftlich bestimmten Ziele einschränken. Das Interview war von 



Teilprojekt 2: Resilienz und Erfahrungen Frankfurter Wohnprojekte mit Quartiersangeboten und Ideen 
zu möglichem Monitoring 

43 

Schilderungen der Überforderung und Frustration geprägt, was im Folgenden ausge-
führt wird. 

Eine der Herausforderungen des Wohnprojekts besteht im kontinuierlichen Konflikt 
mit dem Investor. Bei der gemeinsamen Begehung des Geländes vor dem Gespräch 
schilderten die Projektmitglieder, dass Fahrradständer, Blumenwiesen und die Gestal-
tung der Grünfläche im Innenhof erkämpft werden mussten. Der Investor hätte die im 
Projektplan festgehaltenen architektonischen Elemente sonst nicht umgesetzt. Die Ak-
tiven des Projekts müssen kleinteilige Auseinandersetzungen mit dem Investor führen, 
um alltägliche und vereinbarte Gebäudequalitäten sicherzustellen. Zudem plante der In-
vestor nach der Realisierung des Projekts eine Nachverdichtung der Grünfläche mit ei-
nem größeren Kindergarten, was die Wohnprojektmitglieder nur durch Proteste verhin-
dern konnten. An dieser Stelle wünschen sich die Vertretenden der Gruppe festere Bau-
vorschriften und strengere Kontrollen von Investorenprojekten, damit die Bewältigung 
solcher Konflikte nicht in den Aufgabenbereich der Wohnprojekte fällt. Außerdem spra-
chen sie sich bei diesem Thema für mehr Transparenz bei der Entscheidungsfindung 
zwischen der Stadtverwaltung und dem Investor aus. 

Auch in Verbindung mit dem Gemeinschaftsraum gab es einen Konflikt: Für den vor 
dem Bauabschluss versprochenen mietfreien Gemeinschaftsraum wurde nach dem Ein-
zug eine Miete verlangt, die das Projekt selbst nicht tragen konnte. Zurzeit finanziert die 
verantwortliche Einrichtung die Raummiete, weshalb im Raum die Hausregeln des Trä-
gers gelten. Besonders in der pandemischen Lage ist es für das Wohnprojekt schwer den 
Raum für eigene Veranstaltungen zu nutzen, weshalb diese im Freien ohne Überdach-
ung durchgeführt werden. Die Nutzung des Gemeinschaftsraumes verbinden die Dis-
kussionsteilnehmenden fast ausschließlich mit ihrer ehrenamtlichen Arbeit für den Trä-
ger. Ähnliche Auseinandersetzungen führen die Projektmitglieder aktuell im Kontext 
der Finanzierung eines im Vorfeld vereinbarten Kreativraumes, wobei sie hier optimis-
tischer sind. In diesem Kontext wünschen sich die interviewten Projektmitglieder eine 
zugängliche Förderung für die Anmietung weiterer Gemeinschaftsräume. 

Obwohl das Wohnprojekt auch von schönen, gemeinschaftlichen Veranstaltungen be-
richtete, etwa im Rahmen der Weihnachtsfeste, trägt das Fehlen eines offenen Gemein-
schaftsraums zu einer Desintegration der Gruppe bei. Von 31 Bewohnenden engagieren 
sich derzeit lediglich acht bis zehn Personen an der Selbstverwaltung des Projekts. Ver-
einsaustritte und gemeinschaftlich nicht vereinbarte Raumgestaltungen der Einzelnen 
erfordern kontinuierliche interne Konfliktbewältigungen und Problemlösungen, die sich 
neben den herausfordernden Auseinandersetzungen mit dem Investor abspielen. Die 
Überlastung mit den geschilderten Problemen geht so weit, dass die Aktiven von fehlen-
den Kapazitäten für gegenseitige Fürsorge berichteten. 

Als einen weiteren Grund für Desintegration nannten die Interviewten die festen Zu-
gangsvorgaben für das geförderte Wohnen, weshalb das Projekt nur zum Teil die 
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Zusammensetzung der Gruppe mitbestimmen konnte. Die aktuelle Situation schätzten 
die Gesprächsteilnehmenden so ein, dass manche der Projektmitglieder mit einem För-
deranspruch kein Interesse am gemeinschaftlichen Zusammenleben haben. Es fehlt zu-
dem an Supervision und sozialer Arbeit, die das heterogene Wohnprojekt beim Zusam-
menwachsen moderieren und professionell unterstützen könnten. Dies könnte unter an-
derem den Aktiven helfen, die Vorurteile mancher Anwohnenden zu entkräften, die ge-
genüber dem Träger und der unterstützen marginalisierten Gruppe bestehen. Die Inter-
viewteilnehmenden schilderten zudem eine Überforderung mit Lebenslagen mancher 
zugewiesener Anwohnenden, für deren Unterstützung sie sich ebenfalls mehr Sozialar-
beit wünschen. 

Auch die Sensibilisierung des Quartiers für die alternative Lebensweise im Projekt und 
die Arbeit des Trägers fällt dem Projekt nicht leicht, da das Umfeld stark von privaten 
Eigentumsstrukturen geprägt ist und es nur wenige Begegnungsräume vor Ort gibt. Ein-
zelne Aktive sind aber bereits biographisch im Viertel verankert und in Vereinen enga-
giert, weshalb die Interviewten von einer positiven Entwicklung berichteten. Auch nahm 
die Nachbarschaft bereits an den Veranstaltungen im Innenhof des Projektes und den 
Aktivitäten des Trägers teil. Aufgrund der Fragmentierung des Projektumfeldes halten 
die Aktiven eine persönliche Kontaktaufnahme mit Personen aus der Nachbarschaft für 
erforderlich, um in einen solidarischen Austausch treten zu können. Dem wäre ein 
Stadtteilbüro oder eine »Quartierskümmernde« zur Unterstützung der Vernetzung för-
derlich. Aktuell sieht sich das Projekt vor die Aufgabe gestellt, diese Vernetzung eigen-
ständig und trotz Vorurteilen seitens der Nachbarschaft leisten zu müssen, was sie im 
Interview als »unentgeltliches Quartiersmanagement« bezeichneten. Dagegen bewerten 
die Aktiven ihre Zusammenarbeit mit dem Träger und dem Netzwerk für gemeinschaft-
liches Wohnen sehr positiv. 

Beiläufig wurde nach dem Interview erwähnt, dass die Anbindung des Wohnprojektes 
an die Lebensmittelversorgung und an öffentliche Verkehrsmittel nicht ausreichend ist, 
weshalb viele der Projektmitglieder auf die Autonutzung angewiesen seien. Dies stellt 
das gemeinsame Älterwerden im Projekt für die Interviewten in Frage. Ebenso unklar 
scheint zu sein, inwiefern das Versorgungskonzept des Wohnprojekts 4 ökologisch 
nachhaltig ist. 

Das Wohnprojekt 4 ist in der Auswahl der interviewten Wohnprojekte in Frankfurt das 
am stärksten herausgeforderte. Die Befragten berichteten, dass die Auslastung ihrer in-
ternen Selbstverwaltungsstrukturen zum Zeitpunkt des Interviews eine Umstrukturie-
rung erfordert. Dies kann so interpretiert werden, dass die Anpassungsfähigkeit des Pro-
jekts trotz ausgeschöpfter Gruppenkapazitäten optimiert werden soll. Dies könnte zur 
Steigerung der Belastbarkeit und folglich Resilienz durch die Miteinbeziehung neuer 
oder noch nicht erschlossener Ressourcen beitragen. Die große Frustration der Gruppe 
deutet jedoch auf einen dringlichen Bedarf nach externer Unterstützung hin. 
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3.3.6 Projekt 5: Individuelle Entwicklung gestützt durch Gemeinschaft 

Das Interview mit zwei Vertretenden des Wohnprojekts 5 dauerte etwa eine Stunde und 
15 Minuten und wurde vor Ort im Gemeinschaftsraum geführt. Das Wohnprojekt be-
steht aus 15 Erwachsenen und drei Kindern, hat zwei geförderte Wohnungen (behinder-
ten- und altersgerechtes Wohnen), wurde 2014 bezogen und gehört zu einer jungen Ge-
nossenschaft. Eine Besonderheit des Wohnprojekts 5 besteht zudem darin, dass es das 
Grundstück mit weiteren Wohnprojekten teilt. 

Grundsätzlich ist es der Projektgemeinschaft wichtig, die Liegenschaft dem Kapital-
markt zu entziehen, um gegenseitige Unterstützung bei individueller Entwicklung der 
Mitglieder und umfassende Selbstverwaltung zu ermöglichen. In diesem Sinne sind die 
Projektmitglieder in verschiedenen Organisationen und Vereinen in Frankfurt und im 
Quartier engagiert und unterstützen sich gegenseitig bei Ideen und Projekten, woraus 
weitere gemeinschaftliche Aktivitäten und öffentliche Veranstaltungen entstehen. Als 
wichtigen Teil des gemeinsamen Engagements bemüht sich das Projekt auf politische 
Entscheidungsfindungen im Viertel Einfluss zu nehmen. Unter anderem sind in diesem 
Kontext aus gemeinsamen Vorhaben des Projekts gemeinnützige Initiativen entstanden, 
was von einer umfassenden Vernetzung des Wohnprojekts zeugt. Darüber hinaus 
möchte das Projekt das gemeinschaftliche Wohnen nach außen zeigen, was sie mit Hilfe 
der Teilnahme an den Veranstaltungen des Netzwerks für gemeinschaftliches Wohnen 
und eigener öffentlicher und niederschwelliger Aktivitäten realisieren. Zum Beispiel fin-
den Hoffeste sowie regelmäßiges gemeinsames Singen statt. 

Obwohl diese Aktivitätenauflistung eine ausgeprägte und den eigenen Zielen entspre-
chende Ausstrahlung des Wohnprojekts 5 ins Quartier aufzeigt, bezweifeln die Inter-
viewten, dass sie ausreichend »aktiv mit der Nachbarschaft« sind. So werden Bekannt-
schaften in der Sozialwohnbausiedlung nebenan gepflegt, die Nachbar*innen besuchen 
die Veranstaltungen im Hof, es entstehen aber keine expliziten gemeinsamen Aktivitä-
ten. In diesem Kontext nehmen die Interviewten eine Unterscheidung zwischen eigenem 
Engagement im Quartier und der Arbeit eines klassischen Nachbarschaftsbüros vor. Un-
ter Umständen im Quartier notwendige sozialarbeiterische Tätigkeit kann durch ihr En-
gagement nicht ersetzt werden. 

Die bislang durchgeführten Angebote wurden aus eigenen technischen und materiellen 
Mitteln der Gruppe finanziert. Ebenso wird der Gemeinschaftsraum mit Zugang zum 
Garten durch die Gruppe selbst unterhalten. Dafür nehmen die Mitglieder einen monat-
lichen Mietpreiszuschlag pro Haushalt in Kauf. Der Raum ist auch für die Öffentlichkeit 
zugänglich, wobei von Dritten eine Nutzungsgebühr erhoben wird. Der Raum steht für 
die Nutzung diverser weiterer Organisationen, der Volkshochschule und privaten Grup-
pen zur Verfügung. Über eine monetäre Unterstützung bei Neuanschaffungen, wie zum 
Beispiel der Anschaffung eines Beamers, würde sich das Projekt jedoch freuen. 
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Trotz der stetigen Vermietungen des Gemeinschaftsraumes und der Pflege diverser Kon-
takte in der Nachbarschaft, erfährt die Ausstrahlung des Wohnprojekts ins Quartier ak-
tuell Einschränkungen. Das relativ hohe Durchschnittsalter der Bewohnenden erfordert 
aufgrund der pandemischen Lage strenge Hygienemaßnahmen, weshalb nachbarschaft-
liche Aktivitäten entweder ausbleiben oder in den Garten verlegt werden, was sie in Ab-
hängigkeit von der Wetterlage bringt. Außerdem fällt es der Gruppe zunehmend schwer, 
über das je individuelle Engagement hinaus weitere Aktivitäten umzusetzen. Nicht be-
troffen davon ist das oben genannte Einbringen ins politische Leben des Quartiers. Die 
Projektgemeinschaft erwartet keine Mitgliederfluktuation und möchte sich und ihre 
Zielsetzungen dementsprechend auf die aktuelle Lage der schwindenden Kapazitäten 
und strengen Hygienemaßnahmen nach sieben Jahren des Bestehens anpassen. 

Problematisiert haben die Interviewten zudem die »Exklusivität« des eigenen Projekts 
und des gemeinschaftlichen Wohnens, welche nur für relativ zahlungskräftige Gruppen 
zugänglich sind. Stattdessen würde sich das Projekt wünschen, dass der Erbbauzins ge-
senkt wird und gemeinschaftliche Wohninitiativen einen einfachen Zugang zu Liegen-
schaften erhalten. Darüber könnte mehr und günstigeres, gemeinwohlorientiertes Woh-
nen entstehen sowie die Vernetzung und gemeinsames Lernen unter den gemeinschaft-
lichen Wohnprojekten gefördert werden.  

Dem individuellen und kollektiven Engagement im Quartier und darüber hinaus kommt 
im Wohnprojekt 5 ein hoher Stellenwert zu. Dafür verfügen die Mitglieder über ausrei-
chende und belastbare räumliche und finanzielle Ressourcen, eine verlässliche Selbst-
verwaltungsstruktur und weitreichende Anbindung an diverse Organisationen sowie die 
Nachbarschaft. Die Interviewten nehmen aber wahr, dass die Gruppenkapazitäten nach-
lassen, weshalb das Projekt seine Zielsetzungen an die aktuelle Gruppenbelastbarkeit 
anpassen möchte. Daran lässt sich eine ressourcenschonende Resilienz des Projekts 
feststellen: Um weiterhin eine Ausstrahlung ins Quartier aufrechtzuerhalten, sollen die 
Zielsetzungen die Lage des Kollektivs berücksichtigen. 

3.3.7 Projekt 6: Gemeinschaftliches Wohnen als Verbindungselement im 
Quartier 

Das sechste und letzte Interview des Kooperationsprojekts wurde mit einer Person aus 
dem Wohnprojekt 6 digital geführt und dauerte circa eine Stunde. Die Interviewtran-
skription wurde von allen Beteiligten auf Korrektheit der Aussagen überprüft. Das Pro-
jekt befindet sich derzeit noch in Planung, ist Teil des Mietshäusersyndikats und strebt 
an, Ende des Jahres 2023 einzuziehen. Das Gebäude sieht Wohnraum für 40 Personen 
vor, darunter auch Personen mit Anspruch auf gefördertes Wohnen (2. Förderweg). 

Das Wohnprojekt setzt sich als Ziel ein Verbindungselement im Quartier zu sein, indem 
entprivatisierte Räume und offene Angebote für das Kollektiv und die Öffentlichkeit zur 
Verfügung gestellt werden. Es ist wichtig für die Projektmitglieder, dass das solidarische 
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Zusammenleben der Gemeinschaft nicht vor der eigenen Haustür aufhört, sondern die 
Nachbarschaft mit einbezieht. Um dies zu erreichen und zu erfahren, was im Quartier 
gebraucht wird, vernetzt sich das Projekt bereits intensiv mit lokalen Initiativen, dem 
Quartiersmanagement und Einzelpersonen vor Ort. In diesem Kontext wurde auch eine 
Podiumsdiskussion organisiert, bei der die Nachbarschaft und lokale Organisationen 
ihre Ideen für die Gegenwart und Zukunft des solidarischen Zusammenlebens im Quar-
tier ausgetauscht haben. Auch einzelne Nachbar*innen signalisierten in diesem Rahmen 
ein großes Interesse sich bei der Gestaltung und Nutzung der Erdgeschossräume zu en-
gagieren. Um dies zu vereinfachen, ist eine Vereinsgründung für die Gestaltung der Ge-
meinschaftsräume geplant. 

Das Konzept sieht im Erdgeschoss zwei Beratungsräume und einen Multifunktionsraum 
vor, in denen ein Repair-Café, Skillsharing-Veranstaltungen, Angebote für Jugendliche 
und junge Frauen sowie weitere Beratungsangebote vorgesehen sind. Letztere könnten 
von der Projektgruppe selbst oder von einem externen sozialen Träger übernommen 
werden, was noch nicht feststeht. Bei der Frage nach der Einschätzung der für die Rea-
lisierung der Beratungsangebote notwendigen Gruppenkapazitäten, ist die Gruppe op-
timistisch. Sie hofft die aktuelle Auslastung der Planungsphase bis dahin überwunden 
zu haben, was im Kontext der hier dargestellten Interviewergebnisse eine Ausnahme 
darstellen würde. 

Die Finanzierung der Gemeinschaftsräume wird gerade im Projekt diskutiert – die Nut-
zung sollte im Optimalfall von einem Träger finanziert werden, was die Gestaltung eige-
ner, niederschwelliger (Beratungs-)Angebote seitens des Projekts wiederum verkompli-
zieren könnte. Es besteht folglich (wie im Fall von Wohnprojekt 2) ein Risiko, dass die 
Gemeinschaft selbst die Kosten des Gemeinschaftsraumes tragen muss, falls keine Ein-
nahmen generiert werden können. Daher wird geplant, die nachbarschaftlichen Ange-
bote primär über Förderanträge zu finanzieren. Dies könnte aber wiederum negative 
Folgen für die angedachten Angebote implizieren. Zum Beispiel könnte es die kreative 
Gestaltung der Räume durch das Kollektiv begrenzen. Nutzungsgebühren sollen, soweit 
es geht, vermieden werden, da sie die Zugänglichkeit zu den niederschwelligen Angebo-
ten einschränken würden. In diesem Kontext wünscht sich das Wohnprojekt 6, ebenso 
wie andere interviewte Wohnprojekte, eine Förderung oder einen finanziellen Puffer für 
die Nutzung der Erdgeschossräume. 

Die Planung und Umsetzung des Projekts wird mit Hilfe einer differenzierten Selbstver-
waltungsstruktur vorgenommen, die neben einem Großplenum über themenspezifische 
Arbeitsgruppen, wie zum Beispiel Öffentlichkeitsarbeit, verfügt. Die*der Interviewte 
schilderte, dass die Planung des Wohnprojekts viel Arbeit und hohe Gruppenkapazitä-
ten voraussetzt, was das gemeinschaftliche Wohnen zum einen exklusiv macht und zum 
anderen die Gruppe überlastet. Zu den aktuell anstehenden Herausforderungen gehört 
die Gestaltung des Erdgeschosses, das durch widersprüchliche Vorgaben 
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unterschiedlicher Ämter erschwert wird. Unter anderem wurden die im Konzept geplan-
ten Nutzungen im Erdgeschoss durch einzelne Ämter nicht genehmigt, weshalb die 
Gruppe ihre Vorhaben ändern muss. Die interviewte Person plädierte bei diesem Thema 
für mehr Kommunikation zwischen den Ämtern und für mehr Transparenz in der Kom-
munikation zwischen den Projekten und der Stadtverwaltung. 

Zur Exklusivität trägt auch die Miethöhe im Neubauprojekt bei, die maßgeblich von der 
Höhe des Erbbauzinses und den hohen Liegenschaftspreisen in Frankfurt geprägt ist. 
Zwar gewährleistet die Anbindung des Wohnprojekts 6 an das Mietshäusersyndikat eine 
langfristige Mietpreisstabilität, die Mietpreise an sich sind im Vergleich zur Nachbar-
schaft aber relativ hoch. Daraus folgen weitere organisatorische und planerische Her-
ausforderungen für das Wohnprojekt, die mit der Einbeziehung des geförderten Woh-
nens einhergehen. Die Exklusivität könnte sich zudem negativ auf die Kreativität der 
Wirkungsweisen des Wohnprojekts ins Quartier auswirken.  

Wie beim Wohnprojekt 3 lassen sich bei Wohnprojekt 6 ebenfalls noch keine Schluss-
folgerungen zur Resilienz der Ausstrahlung ins Quartier ziehen. In der aktuellen Phase 
des Projekts lassen sich eine differenzierte interne Struktur und eine weitreichende Ver-
netzung im Umfeld erkennen, die zur Anpassungsfähigkeit in der weiteren Projektent-
wicklung beitragen können. Hinsichtlich der Belastbarkeit ergeben sich vorerst lediglich 
Fragen, die erst im Laufe der Umsetzung der Quartiersangebote beantwortet werden 
können: Inwiefern wird die Gruppe die schwer finanzierbaren, selbstgestalteten Bera-
tungsangebote, die neben der Lohnarbeit der Einzelnen stattfinden sollen, umsetzen 
können? Auf welche Weise kann ein niederschwelliges Angebot finanziert werden, ohne 
an Zugänglichkeit einzubüßen? Inwiefern kann ein Projekt vor dem Einzug die Bedarfe 
des Quartiers und somit die Nachfrage für die konzipierten Angebote einschätzen? Kann 
eine relativ exklusive Gruppe für das Quartier zu einer Ansprechpartnerin auf Augen-
höhe werden? Das Projekt ist aktuell mit diesen Fragen konfrontiert und ist zuversicht-
lich nachhaltige Lösungen zu finden.  

3.4 Gemeinsamkeiten und Unterschiede der sechs 
Projekte im Vergleich 

Im Folgenden sollen die Gemeinsamkeiten und Unterschiede der sechs geführten Ge-
spräche hervorgehoben werden. In erster Linie wurde deutlich, dass alle Wohnprojekte 
sich mit der Ausstrahlung ins Quartier auch ohne die Anregung in Form des Interviews 
beziehungsweise der Gruppendiskussion auseinandersetzen. Auffällig ist die Tatkraft al-
ler Projekte trotz der Unterschiede in ihren inhaltlichen Ausrichtungen. Unsere Ge-
sprächsteilnehmenden sind engagiert, legen Wert auf die Kommunikation mit ihren 
Nachbar*innen und auf ein solidarisches Zusammenleben im Quartier. Dies resultiert 
aus ihren politischen Einstellungen zu und Vorstellungen von einem guten und solida-
rischen Leben. Auch die mangelnde ökologische Nachhaltigkeit Frankfurts wird 
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angeprangert, indem gezeigt wird, dass andere Ansätze machbar sind. Das Engagement 
nimmt bei den untersuchten Projekten sogar einen so hohen Stellenwert ein, dass die 
meisten von ihnen entweder einen Wunsch nach Umsetzung weiterer Angebote äußer-
ten oder bedauerten, dass sie gerade keine weiteren Aktivitäten umsetzen können.  

Wohnraum dem Kapitalmarkt zu entziehen, um die Bewohnenden vor Preisschwankun-
gen und Eigentumswechseln zu schützen, betrachten die Wohnprojekte ebenfalls als ein 
wünschenswertes Leitbild für die städtische Wohnraumpolitik. Besonders geschützt 
und entlastet schienen die Anwohnenden der gemeinnützigen und umfassenden Träger-
organisationen zu sein, also der Genossenschaften und des öffentlichen Wohnbauunter-
nehmens. Das Mietshäusersyndikat gewährleistet den Projekten zwar eine Mietpreissta-
bilität, die umfassende und seitens der Wohnprojekte gewünschte Selbstverwaltung 
setzt aber belastbare Gruppenkapazitäten und Vernetzungsressourcen voraus. Das In-
vestorenprojekt 4 zeichnet sich dagegen durch Instabilität der Kommunikation und eine 
starke Einschränkung der Mitbestimmung für die Gemeinschaft aus. 

Das Wohnen in den meisten Projekten (außer Wohnprojekte 1 und 2) ist jedoch auf-
grund der hohen Baukosten und des hohen Erbbauzinses in Frankfurt weiterhin teuer. 
So sind die Projekte zweifach exklusiv: Nur Menschen, die über ein ausreichendes finan-
zielles und soziales Kapital verfügen, haben einen Zugang zum gemeinschaftlichen Woh-
nen, weil dieses umfassende Organisationsarbeit neben der Lohnarbeit erfordert und 
das Mittragen der hohen Mietpreise voraussetzt. Dieser Umstand erschwert den Zugang 
zum gemeinschaftlichen Wohnen, was sich negativ auf die Kreativität und die Kommu-
nikation mit der Nachbarschaft auswirken kann. 

Zudem sind im Laufe des Forschungsprojekts zwei strukturelle Herausforderungen für 
Quartiersangebote deutlich geworden, die maßgeblich die Resilienz der Gruppen ein-
schränken. Erstens fehlt es in fast allen Quartieren an einer verlässlichen Sozialraum-
planung in Form von Quartiersmanagement, Stadtteilbüros und lokaler sozialer Arbeit. 
Zum Teil leisten die Projekte einen unentgeltlichen Beitrag zur Schaffung sozialer Ko-
häsion. Die Projekte, die das nicht leisten können, sind mit der Selbsteinschätzung kon-
frontiert, nicht genug im Quartier aktiv zu sein. Ansprechpersonen vor Ort werden ge-
wünscht, die das Projekt bei der Einschätzung des Quartiers, aber auch bei der Bewälti-
gung eigener Herausforderungen unterstützen können. Zudem tragen viele Projekte 
(Ausnahmen sind aufgrund ihrer institutionellen Einbindung und dem Vorhandensein 
ausreichender Ressourcen Projekte 3 und 5) ein finanzielles Risiko bei der Gestaltung 
ihrer öffentlichen Gemeinschaftsflächen, was mit kontinuierlicher Überarbeitung und 
Unsicherheit verbunden ist. 

Wie auch in vielen anderen Bereichen hat die pandemische Lage die hier aufgeführten 
Umstände in Frankfurter Wohnprojekten zugespitzt. Die Anpassungsfähigkeit mancher 
Projekte stößt an Grenzen, da die vor der Pandemie akkumulierten Ressourcen zuneh-
mend aufgebraucht zu sein scheinen. Unter Berücksichtigung dieser Ergebnisse ist es 
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fraglich, inwiefern ein Monitoring als ein möglicher Kontrollansatz der aktuellen Situa-
tion angemessen ist. Stattdessen würde es sich anbieten, umfassende Unterstützungs-
strukturen für die Wohnprojekte aufzustellen, die es ihnen ermöglichen, weiterhin po-
sitiv im Quartier zu wirken. 

3.5 Vorschläge und Ideen der Projekte zum Thema 
Monitoring 

Das zentrale Thema jedes Interviews war die Überforderung: Bewohnende aller befrag-
ten gemeinschaftlichen Wohnprojekte realisieren nachbarschaftliche Angebote neben 
ihrer Erwerbstätigkeit, umfangreicher Selbstverwaltung und -organisation sowie mitun-
ter kleinteiliger Vernetzungsarbeit. Oft thematisierten die Diskussionsteilnehmenden, 
dass das gemeinschaftliche Wohnen an sich eine Ausstrahlung in die Nachbarschaften 
hat, weil es neben einer innovativen Lebensweise auch ökologische, politische und soli-
darische Impulse setzt. Die evaluierbare Wirkung der Wohnprojekte sollte demnach 
nicht zur Bedingung für das gemeinschaftliche Wohnen gemacht werden und die För-
derung dieser alternativen Lebensweise sollte nicht von Quartiersangeboten der Pro-
jekte abhängen. 

In diesem Kontext stellten die Interviewten uns die Frage, warum für profitorientierte 
Wohnformen nicht dieselben Anforderungen an Quartiersausstrahlung gelten. Projekte 
äußerten die Sorge, dass das Monitoring zu einer aufwändigen bürokratischen Mehrar-
beit wird, die kein sinnvolles Ziel verfolgt. Stattdessen wurde für ein striktes Monitoring 
der profitorientierten Projektentwickelnden bezüglich ihres gesellschaftlichen Mehr-
werts und der Einhaltung von Bauvorschriften plädiert. Konkret haben sich die befrag-
ten Projekte mehr Klarheit gewünscht: Was versteht die städtische Verwaltung unter 
Ausstrahlung ins Quartier? Welche Ziele verfolgt die städtische Verwaltung mit dem 
Monitoring? Wird es ein einfaches und verständliches Verfahren geben? Da die Wohn-
projekte noch keine Antworten auf diese Fragen haben, löst das Verwaltungsvorhaben 
zunächst Verunsicherungen aus. 

Die befragten Wohnprojekte betonten, dass ein Monitoring vor allem dem Quartier nut-
zen sollte, da die Projekte sich primär vor ihrer Nachbarschaft verantwortlich sehen. 
Hiermit wollen Projekte das Berichtswesen oder das Monitoring als Selbstzweck kriti-
sieren. Stattdessen könnte das jeweilige Quartier nach der Ausstrahlung der Wohnpro-
jekte befragt werden: So können Quartiersbedarfe besser eingeschätzt und kommuni-
ziert werden. Außerdem würde eine solche Erhebung die Wirkung der Projekte ins Quar-
tier veranschaulichen. 

Unteranderem wird vorgeschlagen, dass ein Monitoring den Austausch und das ge-
meinsame Lernen der Wohnprojekte fördern soll. Das heißt, dass ein Monitoring Wohn-
projekten und anderen Initiativen eine Möglichkeit bieten könnte, innovative Angebote 
zu präsentieren sowie sich über Herausforderungen und Erfolge auszutauschen. Ein 
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Formatvorschlag war eine initiativen-, stadtteil- und wohnprojektübergreifende Online-
Plattform, die den Projekten helfen könne, die Angebote nach außen zu bewerben. Auch 
eine Informationsbörse zum Thema wurde vorgeschlagen: Hier sollten am besten die 
über das Konzeptverfahren geförderten und anderweitig realisierten, bestehenden Pro-
jekte sowie solche in Entwicklung eingeladen werden, damit sie sich über ihre aktuellen 
Erfolge, Herausforderungen und Lösungswege mit Begleitung einer Moderation austau-
schen können.  

Projekte wünschen sich ein aufsuchendes, statt ein einforderndes Monitoring, und zwar 
auf Augenhöhe. Es soll dem jeweiligen Entwicklungsstadium des Projekts angemessen 
sein, sich weiterentwickeln und anpassen können. Das würde bedeuten, dass die Ent-
wicklung der Ausstrahlung in die Nachbarschaft im Fokus steht, anstatt Ergebnisse zu 
bewerten. Wichtige Fragen wären hier, ob, für wen und welcher Mehrwert seitens des 
Wohnprojekts geschaffen wird. Auch eine Mitgestaltung des Monitorings durch Pro-
jekte würde die Kommunikation unterstützen. Diese Ideen wurden mit dem Bedenken 
verbunden, dass durch das Monitoring eine Rechenschaftspflicht gegenüber der Stadt 
und feste Vorgaben entstehen könnten, die die Handlungsfreiheit und Kreativität der 
Projekte einschränken würden. 

Auch kontinuierlich sollte das Monitoring sein, damit die Ansprechperson der Stadt das 
Projekt kennt und angemessen auf seine Herausforderungen eingehen kann. Für diese 
Rolle wurde von vielen der befragten Projekte das Netzwerk für gemeinschaftliches 
Wohnen vorgeschlagen, das bereits über ein breites Wissen über Frankfurter Projekte 
verfügt. Es wurde zudem eingeschätzt, dass ein Monitoring stark von der durchführen-
den Person abhängt. Hierin sahen die Interviewten ein Risiko (zum Beispiel bei einem 
Personalwechsel im Amt für Wohnungswesen oder beim Netzwerk für gemeinschaftli-
ches Wohnen). 

In fast allen Gesprächen schlugen die Befragten persönlichen Austausch und Begehun-
gen der Projekte als ein angemessenes Format für ein Monitoring vor. Dies sollte einer 
Textstandardisierung durch Berichte entgegenwirken und systematische Erhebungen 
ersetzen. Oft könnten die Herausforderungen des gemeinschaftlichen Wohnens nicht in 
einer formellen und ritualisierten Sprache ihren Ausdruck finden, dafür bräuchten die 
Gemeinschaften einen zugewandten Austausch. Standardisierte Angaben könnten 
ebenfalls die spezifischen Dynamiken der jeweiligen Projekte nur unzureichend abbil-
den – innovative Wohnansätze seien oft einzigartig und daher schwer vergleichbar. Als 
Alternative zur persönlichen Begegnung könnte als Monitoring die Öffentlichkeitsarbeit 
der Projekte hinsichtlich ihrer Angebote ausgewertet werden. 

Im Überschneidungsbereich zwischen dem Wunsch nach persönlicher Kommunikation 
und dem Vorschlag, das Netzwerk für gemeinschaftliches Wohnen als Anlaufstelle für 
ein Monitoring zu beauftragen, befindet sich eine Idee, das Monitoring direkt mit Un-
terstützung zu verbinden. Ein solcher Ansatz würde verhindern, dass die Projekte nach 
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der Identifikation der Förderbedarfe kein Unterstützungs- oder Beratungsangebot er-
halten. Diese Idee würde voraussetzen, dass die Institution, die das Monitoring durch-
führt, auch einen Zugang zum zentralen Förderetat für gemeinschaftliches Wohnen oder 
einen einfachen Weg der Förderantragstellung hat. Dieser Wunsch liegt auch dem bei 
der Resilienzerhebung bereits deutlich gewordenen Bedarf nach einer zentralen Förder-
stelle nahe. Hier würde es sich ebenfalls anbieten, dass die Ansprechperson auch als 
Beratende in Bereichen Quartiersentwicklung, Konfliktmanagement, Gruppenorganisa-
tion oder kommunaler Förderungen fungieren kann. 
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4  Fazit 

Das Forschungsprojekt dauerte neun Monate. Die Forscherinnen sprachen mit den 
städtischen Verwaltungen Hamburg, Stuttgart, Leipzig und Tübingen sowie mit sechs 
gemeinschaftlichen Wohnprojekten in Frankfurt am Main. Zu den zentralen Zielen des 
Projekts gehörte die Schaffung einer Informationsgrundlage zu dem Thema Monitoring 
der Wirkungen gemeinschaftlicher Wohnprojekte ins Quartier. Der Fokus der Gesprä-
che lag deswegen einerseits auf Erfahrungen der Wohnprojekte und Verwaltungen mit 
Quartiersangeboten und andererseits auf den Einschätzungen der Forscherinnen zur 
Ausgestaltung eines möglichen Monitorings. Zusammenfassend lassen sich folgende 
Ergebnisse nennen: 

Anhand der Aussagen der vier städtischen Verwaltungen ist deutlich geworden, dass die 
Etablierung gemeinschaftlicher Wohnprojekte im Stadtbild an Aufmerksamkeit ge-
winnt und unterschiedliche Herangehensweisen der Förderung gewählt werden. Stetig 
steigende Bodenpreise, fehlende Fördermittel und eine Überlastung der Ämter stellen 
die Realisierung der Konzeptideen von Wohnprojekten vor Herausforderungen. Träger 
wie Genossenschaften, das Mietshäusersyndikat sowie der geförderte Wohnungsbau 
werden als Chance gesehen stabile Mieten und somit eine resiliente Nachbarschaft ein-
zurichten. Es wurde deutlich, dass Kommunikationsstrukturen zwischen städtischer 
Verwaltung und Projekten notwendig und ausbaufähig sind. An der Wirkung und Aus-
strahlung in das Quartier sind alle Verwaltungen interessiert, haben aber keine konkrete 
Vorstellung, inwiefern diese als ein nicht objektiv quantifizierbarer, weicher Faktor er-
fasst, kontrolliert und gegebenenfalls gesteuert werden könnte. Es wurden unterschied-
liche Ideen eines Monitorings genannt, die von einem regelmäßigen Berichtswesen in 
einem Abstand von drei bis sechs Jahren, einer Auslagerung der Durchführung eines 
Monitorings auf das Sozialdezernat oder andere soziale Institutionen bis hin zur Auf-
stellung einer bedarfsorientierten Anlaufstelle zur Unterstützung anhand der selbst 
identifizierten Probleme der gemeinschaftlichen Wohnprojekte reichen. 

Basierend auf den geführten Gesprächen sind Aussagen zur Resilienz der Ausstrahlung 
in die Nachbarschaften der sechs gemeinschaftlichen Wohnprojekte in Frankfurt mög-
lich. Deutlich wurde das starke Interesse der Befragten, sich zu engagieren. Manche der 
Projekte, in unserer Auswahl genossenschaftlich verwaltete, verfügen über umfangrei-
che Ressourcen, um Angebote für das Quartier bereitzustellen. Die anderen Projekte 
weisen eine hohe Anpassungsfähigkeit aufgrund ihrer Vernetzung vor Ort und darüber 
hinaus auf und konnten bis zum Zeitpunkt der Interviews flexibel mit der Auslastung 
ihrer Ressourcen umgehen. Sie berichteten jedoch von sich während der Pandemie zu-
spitzenden finanziellen Risiken, die mit der Bereitstellung der Räume für die Öffentlich-
keit einhergehen und die Gruppenkapazitäten bei der Suche nach Finanzierungs-
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möglichkeiten herausfordern. So signalisierten die nicht in Genossenschaften organi-
sierten Projekte einen steigenden Bedarf nach externer finanzieller Unterstützung. Dar-
über hinaus äußerten die Gesprächsteilnehmenden den Wunsch nach mehr sozialen In-
stitutionen in ihren Nachbarschaften, die der Vernetzung und sozialen Arbeit dienen 
sollten. Hinsichtlich des Monitorings, das den gemeinschaftlichen Wohnprojekten nüt-
zen sollte, kamen seitens der Befragten Ansätze auf, wie ein aufsuchender Austausch vor 
Ort mit Vertretenden der Stabsstelle oder des Netzwerks für gemeinschaftliches Woh-
nen sowie eine Vernetzungsplattform und/oder -veranstaltung für bestehende Wohn-
projekte. Nicht erwünscht war dagegen ein aufwändiges Berichtswesen, aus dem keine 
weitere Unterstützung resultieren würde. 

Insgesamt verdeutlichen die Ergebnisse dieses Projektes ein Spannungsfeld zwischen 
herausgeforderten gemeinschaftlichen Wohnprojekten und den ohnehin stark ausgelas-
teten Verwaltungen. In beiden Bereichen wird eine Zuspitzung der vorfindbaren Prob-
lematiken durch die pandemische Lage deutlich, nicht zuletzt aufgrund der angespann-
ten Haushaltslage vieler Kommunen und der fehlenden finanziellen Förderung für die 
öffentlichen Erdgeschossräume der gemeinschaftlichen Wohnprojekte. Trotz dessen be-
steht seitens der Verwaltungen und Wohnprojekte ein Bedarf nach mehr unterstützen-
dem und beobachtendem Austausch, dessen Umsetzung in Form eines möglichen Mo-
nitorings eine Erweiterung der aktuell ausgelasteten Kapazitäten auf beiden Seiten er-
fordern würde. Manche der interviewten Verwaltungen streben es bereits an, die Aus-
strahlung der Projekte ins Quartier nachhaltig zu fördern und durch eine Einbettung in 
weitere soziale Infrastruktur zu stützen. Solche oder ähnliche Maßnahmen wären auch 
in Frankfurt wünschenswert, da sie die Risiken auf der Seite der Wohnprojekte senken 
und damit Engagement in den Quartieren unterstützen würden. 

Wir erhoffen uns, mit diesem Beitrag erste Einblicke in das bisher kaum erforschte The-
menfeld der Quartierswirkungen gemeinschaftlichen Wohnens im Verhältnis zur städ-
tischen Verwaltung zu liefern. Die Ergebnisse der jeweiligen Teilprojekte können als 
Grundlage für weitere Überlegungen in Richtung eines Monitorings von Seiten der 
Stabsstelle beziehungsweise des Amts für Wohnungswesen dienen. Zu betonen ist, dass 
in dieser Arbeit keine endgültige Antwort darauf gegeben werden kann, ob und wie ein 
Monitoring-Ansatz mit dem Fokus auf gemeinschaftliche Wohnprojekte und deren An-
gebote für das Quartier umsetzbar ist. Sie dient lediglich als Denkanstoß und Erweite-
rung der Perspektive für nächste Schritte. 
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Anhang I: Kommunale Förderung & Kontrolle der Quartiersangebote 
gemeinschaftlicher Wohnprojekte  
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Anhang II: Resilienz gemeinschaftlicher Wohnprojekte in Frankfurt 
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Weiße Ränder müssen nach PDF-Erstellung abgeschnitten werden! 

 

 

 

  

Gemeinschaftliches Wohnen als kommunales städtebauliches 
Instrument 
In vielen Städten werden gemeinschaftlicher Wohnprojekte in unterschiedlicher Weise gefördert, 
weil sie dauerhaft bezahlbares und sicheres Wohnen ermöglichen sowie positiv ins Quartier wirken 
(sollen). Mitunter kommt dabei die Frage auf, wie ein solcher Mehrwert für das Gemeinwohl 
bestimmt und wie die Projekte seitens der fördernden Kommune begleitet werden können. Mit 
diesen Fragen hat sich das Forschungsprojekt »Gemeinschaftliches Wohnen als kommunales 
städtebauliches Instrument. Monitoring, Vernetzung und Auswertung gemeinschaftlichen 
Wohnens in Frankfurt am Main (GeWokosl)« in explorativer Weise befasst. Ziel war es einen 
Monitoring-Ansatz vorzubereiten, mit dessen Hilfe die Quartiersangebote städtisch geförderter 
gemeinschaftlicher Wohnprojekten erfasst und unterstützt werden sollen. Dazu wurden Interviews 
mit zuständigen Verwaltungen in Hamburg, Tübingen, Leipzig und Stuttgart sowie 
Gruppendiskussion mit sechs gemeinschaftlichen Wohnprojekten in Frankfurt am Main geführt. 
Ein Monitoring der Wirkungen in das Quartier wird von allen Beteiligten als eine Herausforderung 
gesehen, da es eine Erfassung der qualitativen projektspezifischen Dynamiken erfordert. Insgesamt 
zeigen die Interviewergebnisse mit den Stadtverwaltungen ein Spannungsfeld zwischen dem 
Wunsch, einen die Wohnprojekte unterstützenden Ansatz zu entwickeln und dem Anspruch, die 
gemeinwohlorientierten Beiträge der Projekte zu kontrollieren und zu steuern. Die Projekte fordern 
in diesem Kontext eine zuverlässige finanzielle Unterstützung für ihr soziales Engagement und den 
Ausbau der städtischen sozialen Infrastruktur. Das Forschungsvorhaben wurde als Kooperation 
zwischen der Stabsstelle Wohnungsmarkt, Mietrecht und innovative Wohnprojekte des Amtes für 
Wohnungswesen Frankfurt am Main sowie der Professur von Bernd Belina am Institut für 
Humangeographie der Goethe-Universität im Zeitraum von Mai 2021 bis Februar 2022 
durchgeführt. 

www.humangeographie.de 


